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Harald Sauerbrei aus Neuwied-Segendorf kann in diesem Jahr auf eine 40-jährige Betriebszuge-
hörigkeit bei der Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald zurückblicken.

Am 1.März 1971 begann er bei der Kreishandwerkerschaft des Kreises Neuwied seine Ausbildung 
als Verwaltungsfachangestellter, die er 1974 erfolgreich beendete.

Nach seiner Ausbildung arbeitete Herr Sauerbrei als Kassenleiter und hat dieses Amt auch nach 
der Fusion der Kreishandwerkerschaften Altenkirchen, Neuwied und Westerwald weiterhin inne. 
Als Vorstand der Rhein-Westerwald eG führt er auch die Geschäfte der Genossenschaft. Außer-
dem ist Herr Sauerbrei für die Verwaltung des Versorgungswerkes zuständig. Der Vors. Kreis-
handwerksmeister Kurt Krautscheid, sowie der Vorstand der Rhein-Westerwald eG, Christoph 
Hebgen und Rudolf Röser, gratulierten dem Jubilar im Namen des Vorstandes, der Geschäfts-
führung und aller Kolleginnen/en zu diesem Jubiläum und freuen sich auf eine weitere gute Zu-
sammenarbeit.

40 Jahre im Dienste 
der Kreishandwerkerschaft

Das bisherige System zur Finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks wurde um-
fassend überarbeitet. 

Ab 2013 erfolgt die Abrechnung der Gebühren 
nicht mehr gerätebezogen, sondern als Haus-
halts- und Betriebsstättenabgabe. Haushalte 
werden ab 2013 pauschal zur Kasse gebeten, 
unabhängig von der Zahl der vorhandenen 
Rundfunkgeräte auch dann, wenn gar keines 
zur Verfügung steht.

Während Unternehmen mit Filialen, einem 
großen Fuhrpark oder einer hohen Teilzeit-
beschäftigungsquote zum Teil deutlich hö-
here Gebühren zahlen müssen, wurde die 
Beitragsstaffel zugunsten kleinerer Betriebe, 

laut Aussage des Generalsekretärs des ZDH, 
Holger Schwannecke, verbessert. Gewerblich 
genutzte Fahrzeuge werden ebenfalls in die 
Gebührenberechnung mit einbezogen, wobei 
ein Fahrzeug je Betriebsstätte freigestellt ist. 
Auszubildende bleiben bei der Mitarbeiterzahl 
außen vor.

Meldepflicht bereits im kommenden Jahr!

Bereits im Zeitraum vom 1.1.2012 bis zum 
31.12.2012 sind Inhaber von Betriebsstätten 
verpflichtet, die Anzahl ihrer Betriebsstätten 
und der dort Beschäftigten zu melden. Somit 
werden die neuen Rundfunkgebühren durch 
die damit verbundenen Meldepflichten die 
Betriebe bereits im Jahr 2012 belasten.  

GEZ-Gebühr ab 2013

Innungsmitgliedschaft zahlt sich aus!
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Alles drehte sich um das Thema „Energie“ 
beim diesjährigen Empfang der Wirtschaft 
im Kreis Neuwied. Gastgeber war die Firma 
BKHW Flohr GmbH, Neuwied.

Rund 300 Gäste waren der Einladung der IHK, 
KHS RWW, Sparkasse Neuwied, VR-Bank 
Neuwied-Linz, Mittelstandsförderungsgesell-
schaft, Süwag, Rhein-Zeitung und BHKW 
Flohr GmbH gefolgt und erlebten einen infor-
mativen und unterhaltsamen Abend. Viele der 
Gäste nutzten bereits am späten Nachmittag 
die Gelegenheit zu einer Betriebsbesichtigung 
der Gastgeberfirma. 

Nach Eröffnung der offiziellen Veranstaltung 
durch Kurt Krautscheid, Vors. Kreishand-
werksmeister der Kreishandwerkerschaft 
RWW, stellte der Geschäftsführer der Firma 
BHKW Flohr GmbH, Ralf Engel, das Unter-
nehmen vor. Er freute sich, dass so viele Gäste 
am Empfang teilnahmen.

Das Biomasse-Heizkraftwerk Flohr wurde ge-
baut und wird betrieben von der BHKW Flohr 
GmbH, einer gemeinsamen Gesellschaft von 
Evonik New Energies GmbH (Anteil 51 %) 
und der Unternehmensgruppe Flohr (Anteil 
49 %). Während Evonik New Energies sich 
um Energietechnik und Betrieb kümmert, 
sorgt die Unternehmensgruppe Flohr für die 
Brennstofflogistik und Brennstoffaufberei-

Empfang der Wirtschaft im Kreis 
Neuwied – Energie stand im Mittelpunkt

tung. Bei der Anlage handelt es sich um die 
größte Kraftwärme-Kopplungsanlage auf Ba-
sis von Biomasse in Rheinland-Pfalz. 

Dr. Holger Himmel, Mitglied des Vorstands 
der Süwag Energie AG, war der Gastredner 
des sechsten Wirtschaftsempfangs im Kreis 
Neuwied. Sein Vortrag „Energieversorgung 
der Zukunft“ stand im Mittelpunkt der Veran-
staltung und wurde von den Anwesenden mit 
Interesse erwartet.

In seinem Vortrag ließ Himmel keinen Zwei-
fel aufkommen, dass die von Politik und Ge-
sellschaft gewollte Abkehr von Atomstrom 
alle Beteiligten vor große Herausforderungen 
stellt. Vor allem die Versorger, aber auch die 
Industrie seien gefordert, so Himmel.

Er verwies darauf, dass nach wie vor Atom-
strom und Kohle den weitaus größten Anteil 
am Energiemix stellen.  Das Ziel des Landes, 
bis 2030 zu 100 Prozent Energie aus erneu-
erbaren Quellen herzustellen, bezeichnete 
Himmel als ein ehrgeiziges Unterfangen, das 
gewaltige Umstrukturierungen erforderlich 
macht.

Der Vortrag des Gastredners sorgte am Ende 
des offiziellen Teils des Wirtschaftsempfangs 
für reichlich Diskussionsgrundlage bei den 
Gästen und stimmte sicherlich auch etwas 
nachdenklich.

Creativ Picture
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lionen Personen. Damit hat sie etwa ¾ aller 
Deutschen erfasst. 

Sie bearbeitet jährlich mehr als 100 Millionen 
Anfragen zur Kreditwürdigkeit. Davon sind 
1,4 Millionen Selbstauskünfte von Bürgern, 
die ihre Daten einsehen wollen. Die SCHUFA 
selbst beschäftigt 800 Mitarbeiter. Der Vor-
standsvorsitzende ist seit November 2010 Herr 
Michael Freitag. Dieser war zuvor Finanzsena-
tor in Hamburg. 

Vor 40 Jahren wurde die sog. SCHUFA-Kartei 
auf elektronische Datenverarbeitung umge-
stellt. Dies hatte zur Folge, dass sie sodann 
unter das im Jahre 1977 erlassene Bundesda-
tenschutzgesetz fällt. 

In diesem Zusammenhang erging dann am 
19.09.1985 ein Grundsatzurteil des Bundesge-
richtshofs zu der Frage, unter welchen Voraus-
setzungen Vertragspartner der SCHUFA Kun-
dendaten an diese übermitteln dürfen. 

Der Bundesgerichtshof hat hierzu entschieden, 
dass Kundendaten nur dann an die SCHUFA 
übermittelt werden dürfen, wenn die Kunden 
hiermit einverstanden sind. Hierbei handelt 
es sich um die sog. -SCHUFA-Klausel-. Zur 
Fortentwicklung dieser Rechtssprechung hat 
dann das Oberlandesgericht Düsseldorf am 
14.12.2006 entschieden, dass eine Datenüber-
mittlung aufgrund einer pauschalen Einwilli-
gung an die SCHUFA ohne Interessenabwä-
gung unzulässig ist. 

Neben den Daten, die aufgrund der SCHUFA-
Klausel gespeichert werden, verfügt die 
SCHUFA über weitere Daten, die aus öffent-
lichen Verzeichnissen und amtlichen Bekannt-
machungen entnommen werden. Beispielhaft 

sei insoweit auf die Abgabe einer eidesstattli-
chen Versicherung im Rahmen der zivilrechtli-
chen Zwangsvollstreckung hingewiesen. Auch 
derartige Daten werden gespeichert. Dies ist 
aufgrund der Öffentlichkeit dieser Daten da-
tenschutzrechtlich unbedenklich. 

Im übrigen ermächtigt der Gesetzgeber die 
SCHUFA ausdrücklich, das Bestehen von 
Pfändungsschutzkonten zu speichern. Die von 
der SCHUFA gespeicherten Daten ermittelt 
diese nur teilweise selbst. Im Regelfall liefern 
Banken und andere Vertragspartner Daten 
über ihre Kunden an die SCHUFA. Hierzu 
ist, wie bereits erwähnt, aufgrund der sog. 
SCHUFA-Klausel die Einwilligung der Kun-
den erforderlich. 

Einige Daten beschafft sich die SCHUFA 
selbst. Es handelt sich hierbei etwa um Daten 
aus den Schuldnerverzeichnissen der Amtsge-
richte oder um andere öffentliche Quellen. 

Liegt eine Einwilligung vor, so speichert die 
SCHUFA neben Namen, Geburtsdatum, ge-
genwärtigen und früheren Anschriften auch 
Daten über die Aufnahme und vertragsge-
mäße Abwicklung von Geschäftsbeziehungen. 
Diese Daten werden als Positivmerkmale be-
zeichnet. 

Darüber hinaus werden auch Daten über nicht 
vertragsgemäßes Verhalten und gerichtliche 
Vollstreckungsmaßnahmen gespeichert. Hier-
bei handelt es sich um sog. Negativmerkmale. 

Im Einzelnen werden also die Kontaktdaten 
der betroffenen Personen gespeichert, darüber 
hinaus auch Art, Gegenstand und Zahlungs-
bedingungen des jeweils abgeschlossenen 
Geschäfts (Kredit- und Leasingverträge mit 

Im Jahre 2004 wurde eine repräsentative Um-
frage durchgeführt. Danach kennen 84 % der 
Befragten die SCHUFA. Nahezu alle Befragten 
haben das Unternehmen mit Banken, Finan-
zen oder der Vergabe von Krediten in Verbin-
dung gebracht. 

Trotz des hohen Bekanntheitsgrades der 
SCHUFA ranken sich um diese einige Legen-
den, die mit der Realität nichts zu tun haben. 

Da indessen sog. SCHUFA-Auskünfte insbe-
sondere bei der Kreditvergabe durch Banken 
eine erhebliche Rolle spielen, erscheint es 
lohnenswert die Tätigkeitsbereiche des vorge-
nannten Unternehmens - bei dem es sich nicht 
um eine Behörde handelt - näher zu beleuch-
ten. 

Zunächst ist zu betonen, dass der Name 
SCHUFA nichts mit Schulden zu tun hat. 
SCHUFA ist vielmehr die Abkürzung für 
„Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsi-
cherung“. 

Die Schufa Holding AG ist eine privatwirt-
schaftlich organisierte deutsche Wirtschafts-
auskunftsdatei, die von kreditgebenden Un-
ternehmen getragen wird. Sitz der SCHUFA 
Holding AG ist Wiesbaden. Ihr Geschäftszweck 
ist es, die Vertragspartner vor Kreditausfällen 
zu schützen. Dieser Schutzgedanke hat nach 
Eigendarstellung der SCHUFA zwei Aspekte, 
nämlich zum einen Unternehmen vor hohen 
Geschäftsrisiken und Zahlungsausfällen zu 
schützen, zum anderen Verbraucher vor einer 
möglichen Überschuldung zu bewahren. 

Die bei der SCHUFA gesammelten Daten ha-
ben ein gigantisches Ausmaß. Sie ist im Besitz 
von 462 Millionen Einzeldaten und 66 Mil-

Die SCHUFA – das unbekannte Wesen
Foto: Schufa Holding AG
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Betrag und Laufzeit), Eröffnung von Konten 
(Girokonto, Pfändungsschutzkonto), ausge-
gebene Kreditkarten, Einrichtung eines Tele-
kommunikationskonto und Kundenkonten 
des Handels und des Versandhandels. 

Schließlich werden Daten über abweichendes 
Zahlungsverhalten gespeichert, also über For-
derungen, die fällig, ausreichend gemahnt und 
nicht bestritten sind, sowie über Forderungen 
nach gerichtlicher Entscheidung und deren 
Erledigung. 

Gespeichert werden auch Daten über Miss-
brauch von Konten bzw. Kreditkarten nach 
Nutzungsverbot. Schließlich werden Anga-
ben aus öffentlichen Verzeichnissen und amt-
lichen Bekanntmachungen erhoben (Abgabe 
der eidesstattlichen Versicherung, Haftbefehl 
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, 
Beantragung / Eröffnung eines privaten Insol-
venzverfahrens sowie Abweisung, Einstellung 
des Verbraucherinsolvenzverfahrens mangels 
Masse). Gespeichert werden darüber hinaus 

Anfragen nach Branche und Konditionsan-
fragen. Ein weit verbreiteter Irrtum besteht im 
übrigen darin, dass die Höhe des Einkommens 
oder die Höhe des Kontostandes gespeichert 
wird. Die SCHUFA weiß weder, was die ent-
sprechenden Personen verdienen, noch was sie 
an Vermögen angespart haben. Die SCHUFA 
weiß auch nichts über den Familienstand, die 
Nationalität oder den Beruf, der in das Ver-
zeichnis aufgenommenen Personen. 

Unter bestimmten Voraussetzungen werden 
die aufgenommenen Daten gelöscht. Dies gilt 
insbesondere hinsichtlich der sog. Negativ-
merkmale (nicht vertragsgemäßes Verhalten 
und gerichtliche Vollstreckungsmaßnahmen). 
Im Fall der positiven Erledigung offener For-
derungen, Rückzahlung offener Kredite, etc., 
werden die Daten nach drei Jahren, insbe-
sondere zum Ende des dritten Kalenderjahres 
nach Ihrer Verzeichnung gelöscht. Bei Min-
derjährigen erfolgt die Löschung direkt nach 
der Rückzahlung.

Dies gilt für Kredite, nicht vertragsgemäß ab-

gewickelte Geschäfte, titulierte Forderungen 
sowie auch für Informationen aus Schuldner-
verzeichnissen der Amtsgerichte. 

Ein Haftbefehl zur Abgabe der eidesstattlichen 
Versicherung sowie die eidesstattliche Versi-
cherung selbst können durch Mitteilung der 
Löschung bei dem Amtsgericht auch früher 
gelöscht werden. 

Diejenigen Daten, die sich auf Giro- und Kre-
ditkartenkonten sowie Handels- und Versand-
handelskonten beziehen, werden nach Konto-
auflösung gelöscht. 

Die SCHUFA arbeitet mit verschiedenen 
Geschäftspartnern zusammen, die in drei 
Kategorien unterteilt werden. Zu der ersten 
Kategorie gehören die Kreditkartenunter-
nehmen, Banken- und Leasinggesellschaften. 
Diese erhalten Auskünfte über Positiv- und 
Negativmerkmale. Der zweiten Kategorie ge-
hören Handel, Versandhandel, elektronischer 
Handel, Telekommunikations- und sonstige 

Unternehmen, die Leistungen und Lieferung 
gegen Kredit gewähren. Diese erhalten Aus-
kunft über Negativmerkmale. Die SCHUFA 
erbringt darüber hinaus für andere Unter-
nehmen, insbesondere Versicherungen, die 
ein berechtigtes Interesse nachweisen können, 
Dienstleistungen zur Risikosteuerung und 
Kundenbetreuung. 

Bei der dritten Kategorie der Kunden der 
SCHUFA handelt es sich um Inkassounter-
nehmen. Diese erhalten Adressdaten von Per-
sonen, die bei einem Vertragsabschluss auch in 
die SCHUFA-Klausel eingewilligt haben. 

Im übrigen hat jede Person das Recht auf eine 
Auskunft über die bei der SCHUFA über sie 
gespeicherten Daten und darauf, fehlerhafte 
Daten korrigieren zu lassen. Eine entspre-
chende Datenübersicht kann jeder Bürger ein-
mal im Jahr schriftlich beantragen. Formulare 
sind unter anderem unter der Webseite der 
SCHUFA (www.meineschufa.de) erhältlich. 
Darüber hinaus bietet die SCHUFA noch kos-
tenpflichtige Produkte („Bonitätsauskunft“ 

und „Auskunft Online“) an. Für die Anmel-
dung am Portal und damit die Möglichkeit, 
nach Authentifizierung online die eigenen Da-
ten abfragen zu können, verlangt die SCHUFA 
derzeit eine einmalige Anmeldegebühr in 
Höhe von 18,50 EUR. 

Schließlich bietet die SCHUFA ihren Ver-
tragspartnern auch einen Scorewert an. Dies 
bedeutet, dass die SCHUFA auf Wunsch ihrer 
Vertragspartner auch Prognosewerte ermit-
telt, die etwas darüber aussagen, mit welcher 
Wahrscheinlichkeit ein Kunde seinen Zah-
lungsverpflichtungen vertragsgemäß nach-
kommen wird. 

Beim Scoring ganz allgemein wird anhand 
von gesammelten Erfahrungen eine möglichst 
zuverlässige Prognose erstellt. Dazu werden 
große Mengen an Daten rechnergestützt ana-
lysiert und mathematisch statistisch ausge-
wertet. 

Der von der SCHUFA ermittelte Scorewert 
ist ein Wert von 1 bis 100, der dem jeweiligen 
Verbraucher zugeordnet wird und die statis-
tische Wahrscheinlichkeit eines Kreditausfalls 
angibt. Je niedriger der Wert, desto größer ist 
die Auswahlwahrscheinlichkeit. 

Der Basisscore wird in der Eigenauskunft in 
Prozent angegeben und jeweils nach drei Mo-
naten neu berechnet. Er liegt zwischen 0 % 
und 100 %, wobei hohe Werte besser sind und 
rund 100 % ein rein theoretischer Wert ist. 

Laut einer Umfrage liegt ein Basisscore für Per-
sonen in einem Insolvenzverfahren typischer-
weise bei 5 % und bei einem abgeschlossenen 
Insolvenzverfahren mit Restschuldbefreiung 
bei 29 %. Bei einer Erhebung mit 100 Test-
personen lag für 4 % kein Basisscore vor, 9 % 
hatten einen Basisscore unter 89 %, 60 % hat-
ten einen Basisscore zwischen 89 % und 99 %, 
27 % hatten einen Basisscore von über 99 %.

Richtig ist, dass der Ermittlung und der Wei-
tergabe von Scorewerten schriftlich bei der 
SCHUFA widersprochen werden kann. 

Abschließend sei jedem, der sich geschäftlich 
betätigt, anzuraten, gelegentlich eine Eigen-
auskunft einzuholen. Wie bereits erwähnt, 
werden die von der SCHUFA gespeicherten 
Daten von nahezu allen Banken bei der Kre-
ditvergabe zugrunde gelegt. 

Mitgeteilt von RA Thomas Ickenroth, 
Ransbach-Baumbach

Foto: Schufa Holding AG
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Ein Arbeitgeberdarlehen ist die Überlassung 
von Geld durch den Arbeitgeber an den Ar-
beitnehmer, welches auf der Grundlage eines 
Darlehensvertrages beruht. 

Daher fallen nicht unter den Anwendungs-
bereich „Arbeitgeberdarlehen“ insbesondere 
Reisekostenvorschüsse, ein vorschüssig ge-
zahlter Auslagenersatz, als Arbeitslohn zu-
fließende Lohnabschläge und als Arbeitslohn 
zufließende Lohnvorschüsse. 

Zinsvorteil als Arbeitslohn

Zinsvorteile, die ein Arbeitnehmer aufgrund 
seines Dienstverhältnisses aus der Überlas-
sung eines zinslosen oder zinsverbilligten Ar-
beitgeberdarlehens erlangt, gehören regelmä-
ßig zu den Einnahmen aus nichtselbständiger 
Arbeit. Dieser geldwerte Vorteil ist entspre-
chend zu bewerten. Hier gibt es zwei Bewer-
tungsmethoden. Bei Angestellten von Banken 
erfolgt die Bewertung gem. § 8 Abs. 3 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG). Da dieser Per-
sonenkreis nicht zum Leserkreis gehört, wird 
hierauf nicht näher eingegangen. In allen an-
deren Fällen richtet sich die Bewertung nach 
dem § 8 Abs. 2 EStG. Diese Zinsvorteile sind 
nur dann als Sachbezug zu versteuern, wenn 

die Summe der noch nicht getilgten Darlehen 
am Ende des Lohnzahlungszeitraums 2.600 € 
übersteigt. 

Die Bewertung des Zinsvorteils
Bei Zinsvorteilen bemisst sich der geldwerte 
Vorteil nach dem Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem Maßstabszinssatz für vergleichbare 
Darlehen am Abgabeort und dem Zinssatz, 
der im konkreten Einzelfall vereinbart ist. 
Vergleichbar in diesem Sinne ist ein Darlehen, 
das dem Arbeitgeberdarlehen insbesondere 
hinsichtlich der Kreditart, der Laufzeit und 
der Dauer der Zinsfestlegung im Wesentlichen 
entspricht. Bei Arbeitgeberdarlehen mit Zins-
festlegung ist grundsätzlich für die gesamte 
Vertragslaufzeit der Maßstabszinssatz bei Ver-
tragsabschluss maßgeblich. Werden nach Ab-
lauf der Zinsfestlegung die Zinskonditionen 
desselben Darlehensvertrages neu vereinbart 
(Prolongation), ist der Zinsvorteil neu zu er-
mitteln. 

Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht be-
anstandet, wenn für die Festlegung des oben 
angeführten Maßstabszinssatzes die bei Ver-
tragsabschluss von der Deutschen Bundes-
bank zuletzt veröffentlichten Effektivzinssätze, 
also die gewichteten Durchschnittssätze, her-
angezogen werden. Von dem sich danach er-
gebenden Maßstabszinssatz kann ein Abschlag 
von 4 % vorgenommen werden. 

Freigrenze und pauschale Lohnsteuer
Im Rahmen des EStG gibt es für geldwerte 
Vorteile eine 44 €-Freigrenze. Wenn diese 
monatlich geltende Grenze nicht überschrit-
ten wird, bleiben diese Sachbezüge bei der 
Versteuerung außer Ansatz. Auch kann der 
Arbeitgeber den sich ergebenden geldwerten 
Vorteil aus dem Zinsvorteil nach § 37 b EStG 
der pauschalierten Lohnsteuer unterwerfen, 
was dann die Beitragsfreiheit in der Sozialver-
sicherung auslöst. 

Beispiel 1 
Handwerker M überlässt seinem Arbeitneh-
mer A Ende Januar 2010 ein zinsverbilligtes 
Arbeitgeberdarlehen in Höhe von 2.600 €. 
Die Zinsen sind jeweils zum 15. des Monats 
fällig. Im Februar 2010 erhält A von M ein 
Lexikon im Wert von 44 €. Weitere Sachbe-
züge hat A im Februar nicht erhalten. 

Die geldwerten Vorteile (Zinsvorteil, Lexi-
kon) sind nach § 8 Abs. 2 EStG zu ermitteln. 
Da die Restschuld des Arbeitgeberdarlehens 
am Ende des Lohnzahlungszeitraums Feb-
ruar 2010, 2.600 € nicht übersteigt, ist inso-
weit kein geldwerter Vorteil zu versteuern. 
Das Kleindarlehen ist bei der Feststellung, 
ob die 44 €-Freigrenze überschritten wird, 
nicht mit einzubeziehen. Da der Wert aller 
weiteren Sachbezüge insgesamt 44 € im Ka-
lendermonat nicht übersteigt, ist im Februar 
2010 kein geldwerter Vorteil zu versteuern.

Beispiel 2 
Ein Arbeitnehmer erhält im Juni 2010 ein 
Arbeitgeberdarlehen von 16.000 € zu einem 
Effektivzinssatz von 2 % jährlich (Laufzeit 

4 Jahre mit monatlicher Tilgung und mo-
natlicher Fälligkeit der Zinsen). Der bei 
Vertragsabschluss im Juni 2010 von der 
Deutschen Bundesbank für Konsumen-
tenkredite mit anfänglicher Zinsbindung 
von über einem Jahr bis fünf Jahren veröf-
fentlichte Effektivzinssatz beträgt 5,68 %.  
Nach Abzug eines Abschlags von 4 % vom 
veröffentlichten Effektivzinssatz ergibt sich 
ein Maßstabszinssatz von 5,45 %. Die Zins-
verbilligung beträgt somit 3,45 % (5,45 % 
abzüglich 2 %). Danach ergibt sich im Juni 
2010 ein geldwerter Vorteil von 46 € (3,45 % 
von 16.000 € x 1/12). Dieser Vorteil ist lohn-
steuerpflichtig, da die 44 €-Freigrenze über-
schritten ist. Der geldwerte Vorteil ist jeweils 
bei Tilgung des Arbeitgeberdarlehens für 
die Restschuld neu zu ermitteln. 

Zufluss von Arbeitslohn 

Als Zuflusszeitpunkt ist der Zeitpunkt der Fäl-
ligkeit der Zinsen als Nutzungsentgelt für die 
Überlassung eines zinsverbilligten Darlehens 
anzusehen. Bei der Überlassung eines zinslo-
sen Darlehens ist der Zufluss in dem Zeitpunkt 
anzunehmen, in dem das Entgelt üblicherwei-
se fällig wäre. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass das Entgelt üblicherweise zusam-
men mit der Tilgungsrate fällig wäre. 

Erhält der Arbeitnehmer keinen laufenden 
Arbeitslohn (z.B. Beurlaubung, Elternzeit) ist 
bei Wiederaufnahme der Arbeitslohnzahlung 
oder nach Ablauf des Kalenderjahres der Ge-
samtbetrag der im jeweiligen Zeitraum ange-
fallenen geldwerten Vorteile aus einem noch 
nicht getilgten Arbeitgeberdarlehen nach § 41 c 
EStG (Änderung des Lohnsteuerabzuges) zu 
behandeln. 

Scheidet der Arbeitnehmer aus dem Dienst-
verhältnis aus und fallen infolge eines noch 
nicht getilgten zinslosen oder zinsverbilligten 
Arbeitgeberdarlehens geldwerte Vorteile aus 
dem beendeten Dienstverhältnis an, so hat der 
Arbeitgeber dies dem Betriebsstättenfinanz-
amt anzuzeigen, wenn die Lohnsteuer nicht 
nachträglich einbehalten werden kann. 

Anrufungsauskunft

Bei bestehenden Unsicherheiten oder Unklar-
heiten bezüglich der steuerlichen Behandlung 
von Arbeitgeberdarlehen kann beim örtlich 
zuständigen Finanzamt eine Anrufungsaus-
kunft im Sinne des § 42 e EStG eingeholt wer-
den. Diese ist im Gegensatz zu einer Anfrage 
zur verbindlichen Auskunft nicht gebühren-
pflichtig. Selbstverständlich stehen Ihnen die 
Kollegen der steuerberatenden Berufe zu die-
sem Themenkomplex gerne mit Rat und Hilfe 
zur Verfügung. 

Verfasser: Steuerberater Thomas Maschlinski  
Fachberater für Unternehmensnachfolge 
(DStV e.V.) Gesellschafter der Marx & Jansen 
Revisions- und Treuhand GmbH, Wirtschafts-
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, 
Großmaischeid und Ransbach-Baumbach

Die steuerliche Behandlung von Arbeitgeberdarlehen
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Steuern und Finanzen

   
Link auf den Zinsrechner:

www.basiszinssatz.info

Verzugszinssätze, Stand 01.01.11 
Zinsberechnung nach § 16 Nr. 5 VOB/B

Fassung 2000:
alle Verbrauchergruppen 5% über
Spitzenrefinanzierungsfacilität

ab Datum 	 SRF Satz 	 Verzugszinsen
06.06.03 	 3%	  8,0%

Zinsberechnung nach § 16 Nr. 5 VOB/B 
Fassung 2006, bzw. §§ 247, 288 BGB für:
•	(Privat-)Verbraucher 	5% über Basiszins
•	Unternehmen 	 8% über Basiszins

ab Datum 	 Basiszinsatz 	Verzugszinsen
01.07.09 	 0,12 % 	 5,12 % Verbr.	
	 	 8,12 % Untern.

Der Basiszinssatz kann sich am 01.01. 
und 01.07. eines Jahres ändern!

Nehmen Sie Bankkredite in Anspruch, kann 
gegen Vorlage einer Bankbestätigung auch 
ein höherer Verzugszins berechnet werden.

Berechnung des geldwerten Vorteils bei 
Firmenwagen tagweise

Laut Schreiben des Bundesfinanzministeri-
ums (BMF) ist bei der Ein-Prozent-Methode 
ein Wechsel vom Monatsprinzip zur tagewei-
sen Berechnung möglich, sodass nur noch 
die tatsächlichen Fahrten zur Arbeitsstätte als 
geldwerter Vorteil zu versteuern sind. 

Sofern einem Arbeitnehmer ein Firmenwagen 
auch für Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte zur Verfügung steht, ist hierfür ein 
zusätzlicher geldwerter Vorteil zu versteuern. 
Bisher berechnete sich nach der Ein-Prozent-
Regelung der Zuschlag in Form einer Mo-
natspauschale von 0,03 Prozent des Brutto-
listenpreises pro Entfernungskilometer.  Der 
Bundesfinanzhof (BFH) geht im Unterschied 
dazu davon aus, dass es für die Anwendung 
des 0,03 Prozent-Zuschlags auf die tatsächli-
che Anzahl der Nutzungstage ankommt.

Er verlangt bei einer Nutzung von weniger 
als 15 Arbeitstagen pro Monat eine Einzelbe-
wertung der Fahrten mit 0,002 Prozent des 
Bruttolistenpreises je Entfernungskilometer.  
Nachdem der BFH in drei weiteren Urteilen 
seine aktuelle Rechtsauffassung bestätigt hat, 
folgt ihm nun auch das Bundesfinanzministe-
rium (BMF). 

In seinem Schreiben vom 1.4.2011 regelt 
das BMF, unter welchen Voraussetzungen 
bei der Ein-Prozent-Methode ein Wechsel 
vom Monatsprinzip zur tageweisen Berech-
nung zulässig ist und somit der Arbeitgeber 
nur noch für die tatsächlich durchgeführten 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstät-
te den geldwerten Vorteil versteuern muss.  
BMF, Schreiben vom 1.4.2011,	 
Az.: IV C 5 - S 2334/08/10010.

Werkstatt muss  Kunden warnen 

Kfz-Werkstätten müssen ihre Kunden auf 
demnächst anstehende Wartungsarbeiten und 
auszutauschende Teile nach Herstellervor-
schrift hinweisen. Das hat das Oberlandes-
gericht Schleswig-Holstein entschieden Und 
zwar gilt das für einen Zeitraum von weniger 
als drei Monaten oder innerhalb einer Lauf-
leistung von 5.000 km nach der Inspektion.  

Pflichten der Werkstatt:

In dem verhandelten Fall hatte eine Kundin 
einen Pkw zur Inspektion gebracht, dessen 
Zahnriemenwechsel 1.600 Kilometer nach 
dem Werkstattaufenthalt routinemäßig hät-
te gewechselt werden müssen. Der Betrieb 
versäumte es allerdings, dies im Inspektions-
bogen zu vermerken. Die Fahrerin fuhr das 
Fahrzeug weiter und erlitt kurz darauf einen 
Motorschaden. Die Kosten für den Motor-
tausch muss die Werkstatt übernehmen. Denn 
laut Ansicht der Richter gehört es zu den mit 
einer Inspektion verbundenen Pflichten, den 
Gesamt-Fahrzeugstand und auch die anste-
henden Reparaturen und Wartungen festzu-
stellen.

Tipp: Kontrollieren Sie Prüf- und Austausch-
termine bei einer Inspektion. Ist einer der 
beiden Termine weniger als drei Monate oder 
5.000 km (so die vom Gericht entwickelten 
Grenzen) entfernt, sollten Sie Ihren Kunden 
darauf hinweisen, dies dokumentieren und 
das weitere Vorgehen mit ihm abstimmen.  
OLG Schleswig-Holstein, Urteil vom 17. 12.2010, 
Az.: 4 U 171/09

Betriebsübernehmer haftet nicht für  
rückständige Sozialversicherungsbeiträge

Das bayerische Landessozialgericht hat ent-
schieden, dass bei einem Betriebsübergang der 
neue Betriebsinhaber grundsätzlich nicht für 
Beitragsschulden des Verkäufers in Anspruch 
genommen werden kann. Zwar gehen nach 
§ 613a BGB bei einem Betriebsübergang die Ar-
beitsverhältnisse mit allen Rechten und Pflich-
ten auf den Betriebserwerber über. Diese Rege-
lung ist jedoch nicht auf die Beitragspflichten 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) übertragbar. 
Bayerisches LSG Urteil vom 28.1.2011, 	  
Az.: L 5 R 848

Keine Berufsunfähigkeitsrente 
für nur angelernte Arbeiter

Nach einem Urteil des Landessozialgerichts 
(LSG) Halle haben nur Facharbeiter Anspruch 
auf eine Berufsunfähigkeitsrente. Einem le-
diglich angelernten Arbeiter steht ein ent-
sprechender Berufsschutz auch dann nicht zu, 
wenn er zwar langjährig vollwertig in Teilberei-
chen eines Facharbeiterberufs (hier Maler und 
Lackierer) gearbeitet hat, er jedoch nicht über 
alle Kenntnisse dieses Berufs verfügt. Dies hat 
zur Folge, dass dem  berufsunfähigen Arbeiter 
auch eine niedriger einzustufende Arbeit zum 
Beispiel als Pförtner zuzumuten ist. LSG Halle, 
Urteil vom 27.5.2010, Az.: L 3 R 510/06 

Reisekosten bei einem 
Sprachkurs im Ausland

Die Kosten für einen Sprachkurs im Ausland 
können in der Regel nur anteilig als Wer-
bungskosten abgezogen werden. Bei der Er-
mittlung der abziehbaren Kosten kommt es 
nach dem Urteil nicht auf den zeitlichen Anteil 
des Sprachunterrichts an der Dauer des Aus-
landsaufenthalts an. Die mit einer beruflichen 
Fortbildung verbundenen Reisekosten sind als 
Werbungskosten uneingeschränkt abziehbar, 
wenn die Reise ausschließlich oder nahezu 
ausschließlich der beruflichen Sphäre zuzu-
ordnen ist. Ist die Reise auch privat mit veran-
lasst, kann nach der neueren Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhof (BFH) eine Aufteilung 
der Kosten und der Abzug des beruflich veran-
lassten Teils der Reisekosten in Betracht kom-
men. Die Aufteilung ist grundsätzlich nach 
dem Verhältnis der beruflichen und privaten 
Zeitanteile vorzunehmen.

Der BFH hat nun entschieden, dass ein ande-
rer als der zeitliche Aufteilungsmaßstab in Be-
tracht zu ziehen sei, wenn die beruflichen und 
privaten Veranlassungsbeiträge nicht zeitlich 

nacheinander sondern gleichzeitig verwirk-
licht würden. Das sei bei einer sog. Sprach-
reise der Fall. Die Wahl eines Sprachkurses im 
Ausland sei im Übrigen regelmäßig privat mit 
veranlasst.

Im Streitfall hatte der Kläger, im fraglichen Zeit-
raum Zugführeroffizier bei der Bundeswehr, 
an einem Englischsprachkurs in Südafrika 
teilgenommen. Finanzamt und Finanzgericht 
(FG) ließen die mit der Sprachreise verbunde-
nen Kosten nicht zum Werbungskostenabzug 
zu. Der BFH hob diese Entscheidung auf und 
verwies den Rechtsstreit an das FG zurück.  
BFH, Urteil vom 24.2.2011, Az.: VI R 12/10

Private Nutzung von betrieblichen 
Kraftfahrzeugen - Kein Einbezug von 

Kosten für Nachrüstung von Gasanlage 
bei Bemessungsgrundlage

Bei Firmenwagen, die von Mitarbeitern auch 
privat genutzt werden, kann der Betrieb den 
Vorteil mit der 1-Prozent-Regelung versteu-
ern. Grundlage ist der Listenwagenneupreis 
plus Sonderausstattung. Was geschieht jedoch, 
wenn der Betrieb erst kurze Zeit nach der Zu-
lassung das Fahrzeug verändert?

Hierüber hatte der Bundesfinanzhof (BFH) 
zu entscheiden. Im konkreten Fall ging es um 
Fahrzeuge einer Firma, die nachträglich Flüs-
siggasanlagen einbauten. Die Richter orien-
tierten sich auch in diesem Fall am ursprüng-
lichen Neuwagenpreis und entschieden, dass 
die Kosten für den nachträglichen Einbau 
nicht in die 1-Prozent-Regelung mit einzube-
ziehen seien. 
BFH, Urteil vom 13.10.2010, Az.: VI R 12/09
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Haftungsausschluss: Die in diesem Maga-
zin abgedruckten Artikel, Formulare und 
Empfehlungen wurden mit größtmöglicher 
Sorgfalt und nach bestem Wissen recher-
chiert und erstellt. Sie erheben aber keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. Fehler sind 
nie auszuschließen. Auch wird die Verfall-
zeit von Gesetzen und Verordnungen immer 
kürzer. Es wird deshalb keine Gewähr für 
Aktualität, Richtigkeit, Vollständigkeit oder 
Qualität der in diesem Magazin bereitgestell-
ten Informationen übernommen. Für Schä-
den materieller oder immaterieller Art, die 
durch die Nutzung oder Nichtnutzung der 
dargebotenen Informationen bzw. durch die 
Nutzung fehlerhafter und unvollständiger 
Informationen unmittelbar oder mittelbar 
verursacht werden, haften der Herausgeber 
und die beteiligten Kreishandwerkerschaften 
nicht, sofern ihnen nicht nachweislich vor-
sätzliches oder grob fahrlässiges Verschulden 
zur Last gelegt werden kann.

Arbeitsrecht
Neue Möglichkeiten beim Abschluss 

befristeter Arbeitsverhältnisse

Mit Urteil vom 6.4.2011 eröffnet das Bundes-
arbeitsgericht (BAG) nunmehr Arbeitgebern 
neue Möglichkeiten beim Abschluss befriste-
ter Arbeitsverhältnisse. Laut der Entscheidung 
der Richter sind Befristungen nun ohne Be-
gründung erlaubt, auch wenn der Arbeitneh-
mer schon vorher im Betrieb gearbeitet hat, 
allerdings muss dies mindestens drei Jahre 
zurückliegen. 

Damit kippten die Richter eine gesetzliche 
Vorschrift zu befristeten Arbeitsverhältnis-
sen, die bei den Arbeitgebern seit Jahren zu 
Unverständnis geführt hat. Danach durfte ein 
Unternehmer niemanden mehr ohne „Sach-
grund“ (für maximal 2 Jahre) einstellen, wenn 
dieser Arbeitnehmer zuvor schon einmal bei 
ihm befristet oder unbefristet beschäftigt war. 
Und das auch dann, wenn die damalige Be-
schäftigung Jahrzehnte zurücklag. Die Gefahr 
missbräuchlicher Befristungsketten besteht 
nach Ansicht des Gerichts nicht mehr, wenn 
zwischen dem Ende des früheren Arbeitsver-
hältnisses und dem sachgrundlos befriste-
ten neuen Arbeitsvertrag mehr als drei Jahre 
liegen. Dieser Zeitraum entspreche auch der 
gesetzgeberischen Wertung, die in der regel-
mäßigen zivilrechtlichen Verjährungsfrist zum 
Ausdruck komme.  BAG, Urteil vom 6.4.2011, 
Az.: 7 AZR  716/09

Insolvenz: Nicht für alles 
haftet der Arbeitgeber

Der Geschäftsführer einer GmbH muss nicht 
dafür geradestehen, wenn er rückständige 
Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung 
und Umsatzsteuer zahlt, obwohl sein Betrieb 
insolvenzreif ist, so der Bundesgerichtshof in 
seiner neuen Entscheidung. Ein Unternehmer 
kann rückständige Umsatz- und Lohnsteuern 
und die Arbeitnehmeranteile zur Sozialver-
sicherung zahlen, ohne dass er diese Gelder 
später nach § 64 GmbH-Gesetz zurück erstat-
ten muss. Wenn er die Arbeitnehmeranteile 
nicht zahlen sollte, würde er sich nach § 266 
Strafgesetzbuch sogar strafbar machen. An-
ders ist es jedoch bei den Arbeitgeberanteilen. 
Führt er die Arbeitgeberanteile zur Sozialver-
sicherung trotz Insolvenzreife ab, haftet der 
Geschäftsführer. BGH, Urteil vom 25.1.2011, 
Az.: II ZR 196/09

Bei Besetzung einer neuen Stelle – keine 
Benachteiligung von Schwangeren

Wird eine schwangere Bewerberin nach ei-
ner innerbetrieblichen Ausschreibung bei der 
Neubesetzung einer Stelle übergangen, die 
dann mit einem Mann besetzt wird, kann dar-
in eine geschlechtsspezifische Benachteiligung 
wegen Schwangerschaft liegen. Allerdings 
muss die Stellenbewerberin eine Diskriminie-
rung glaubhaft machen, indem sie außer der 
Schwangerschaft weitere Tatsachen vorträgt, 
die auf eine Benachteiligung wegen ihres Ge-
schlechts schließen lassen. BAG, Urteil vom 
27.1.2011,  8 AZR 483/09 

„Nazivergleich“ rechtfertigt 
fristlose Kündigung

Einem Arbeitnehmer, der seinem Arbeitgeber 
in einer öffentlichen Sitzung vor dem Arbeits-
gericht unterstellt „er lüge wie gedruckt; wie er 
mit Menschen umgehe, da komme er sich vor 
wie im Dritten Reich“, kann fristlos gekündigt 
werden. Eine derart grobe Beleidigung ist nicht 
mehr vom Grundrecht der Meinungsfreiheit 
gedeckt. Insbesondere der Vergleich betrieb-
licher Verhältnisse und Vorgehensweisen mit 
dem nationalsozialistischen Terrorsystem und 
erst recht mit den in Konzentrationslagern 
begangenen Verbrechen macht dem Arbeit-
geber die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses 
unzumutbar. LAG Hessen, Urteil vom 4.9.2010,  
Az.: 3 Sa 243/10

Rückzahlung 
von Weiterbildungskosten

In einem aktuellen Fall hatte das Bundesar-
beitsgericht (BAG) darüber zu entscheiden, 
ob ein Arbeitnehmer (AN) vom Arbeitgeber 
(AG) übernommene Lehrgangskosten zurück- 
erstatten muss, wenn er vor Beendigung der 
Maßnahme auf eigenen Wunsch aus dem Ar-
beitsverhältnis ausscheidet. 

Zur Sache: Seit 2002 war der beklagte AN 
beim klagenden AG beschäftigt. Die Lehr-
gangsvereinbarung der Parteien sah vor, dass 
der AG die Lehrgangs- und Prüfungsgebühren 
zu tragen und den AN zur Teilnahme an dem 
Studiengang unter Fortzahlung der Vergütung 
freizustellen hatte.

Der AN war zur Erstattung der Aufwendun-
gen verpflichtet, wenn er vor Abschluss des 
Lehrgangs auf eigenen Wunsch aus dem Ar-
beitsverhältnis ausschied. Der AN nahm in 
einem Zeitraum von ca. 8 Monaten an 2 ca. 
5wöchigen Ausbildungsmodulen teil. Danach 
kündigte er und nahm an dem späteren  3. und 
letzten Modul nicht mehr teil.

Die Richter entschieden, dass die Rückzah-
lungsklausel in der Lehrgangsvereinbarung 
wirksam sei und der AN durch die Bindung an 
das Arbeitsverhältnis bis zum Abschluss des 
Studiengangs nicht unangemessen benachtei-
ligt sei im Sinne des § 307 Abs. 1 BGB. Eine 
derartige Klausel, wonach der AN die vom AG 
übernommenen Kosten einer Weiterbildung 
zurückzahlen müsse wenn er auf eigenen 
Wunsch vor Beendigung der Maßnahme aus 
dem Arbeitsverhältnis ausscheide, halte einer 
Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 1 BGB stand, 
sofern die erfolgreiche Weiterbildung für den 
AN von geldwertem Vorteil sei. Dies auch für 
den Fall, dass die Weiterbildung nicht fortdau-
ernd sondern in mehreren zeitlich voneinan-
der getrennten Abschnitten erfolge, allerdings 
nur, sofern die zeitliche Lage der einzelnen 
Abschnitte den Vorgaben der Weiterbildungs-
einrichtung entspräche und die vertragliche 
Regelung dem AG nicht die Möglichkeit gäbe, 
frei nach seinen Interessen die Teilnahme 
an den Ausbildungsabschnitten festzulegen. 
BAG, Urteil vom 19.1.2011, Az.: 3 AZR 621/08

Kein fristloser Rauswurf bei 
Drohung mit Krankschreibung

Die Drohung eines Mitarbeiters, er werde sich 
krankschreiben lassen, rechtfertigt nicht im-
mer eine fristlose Kündigung. Dies entschied 
das Landesarbeitsgericht (LAG) Rheinland-
Pfalz, das mit seinem Urteil der Klage eines 
Arbeitnehmers gegen eine fristlose Kündigung 
stattgab. Wenn der Mitarbeiter tatsächlich 
krank sei, aber dennoch zur Arbeit erscheine, 
dürfe er im Streit durchaus ankündigen, er 
werde einen Arzt aufsuchen und sich krank-
schreiben lassen.

Der klagende Arbeitnehmer hatte sich darü-
ber geärgert, dass er nicht Feierabend machen 
durfte, sondern eine weitere Fahrt überneh-
men sollte. Im Streit sagte er unter anderem, 
er werde jetzt einen Arzt aufsuchen und sich 
krankschreiben lassen. Daraufhin kündigte 
ihm der Arbeitgeber fristlos.

Das LAG sah dafür keine rechtliche Grundla-
ge. Zwar sei die Drohung des Klägers grund-
sätzlich ein wichtiger Kündigungsgrund. Da 
der Kläger aber tatsächlich an einer Fußverlet-
zung litt und trotzdem gearbeitet habe, sei die 
Rechtslage anders. Denn in diesem Fall sei er 
nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet gewesen. 
LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 16.12.2010, 
Az.: 10 Sa 208/10

Kein Mobbing trotz mehrfacher 
unberechtigter Abmahnung

Ein Arbeitnehmer, der sich wegen ständiger 
Abmahnungen als Mobbing-Opfer ansieht, 
muss  den Vorwurf konkret nachweisen können.  
Dies gilt auch dann, wenn sich einige Abmah-
nungen nachträglich als unberechtigt erweisen.  
Abmahnungen, die sich im Nachhinein als  
unwirksam erweisen, begründen den Mob-
bing-Vorwurf erst dann, wenn seitens des Ar-
beitgebers verwerfliche Motive hinzukommen,  
so das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein.  
LAG Schleswig-Holstein, Urteil vom 17.3.2010, 
Az.: 6 Sa 256/09
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Zur Innungsversammlung der Töpfer- und Keramiker-Innung RLP konnte Obermeister Roland Giefer auch in diesem Jahr im Restaurant  
Töpferstuben in Höhr-Grenzhausen die überwiegende Zahl der Innungsmitglieder willkommen heißen. Ganz besonders begrüßte er Frau Britta 
Grimm, Betriebswirtin AfW/bSb, die im Laufe der Versammlung zum Thema „Möglichkeiten der Promotions- und Platzierungspolitik für kleine 
Keramikbetriebe“ referierte.

Anders als in den vergangenen Jahren verzich-
tete der Obermeister auf seine sonst übliche, 
teils philosophische, teils analytische Betrach-
tung zur Wirtschaft und der konjunkturellen 
Entwicklung. „Vor dem Hintergrund apoka-
lyptischer Naturkatastrophen und nicht enden 
wollender Kriege, die früher für uns einmal 
sehr weit weg waren,“ so Giefer, „bekommt für 
mich der Begriff Globalisierung eine ganz neue 
Dimension. Hinzu kommt, die Gewissheit, dass 
wir uns einer nicht beherrschbaren Technologie 
bedienen, die uns einmal für die Energiegewin-
nung als Segen der Menschheit verkauft wur-
de. All das lässt auch die Wirtschaft weltweit in 
immer neue Krisen taumeln und die Menschen 
in immer größere Unsicherheit stürzen. Es fällt 
schwer, in solchen Zeiten Optimismus zu ver-
breiten,“ so der Obermeister weiter.

In seinem Jahresrückblick berichtete Giefer auch von dem durchgeführten Seniorentreffen, das positiv von den Altmeistern angenommen wurde, 
sowie dem 175-jährige Firmenjubiläum der Töpferei Schmidt und der Umsetzung der neuen Prüfungsordnung im Töpfer- und Keramikerhand-
werk. Den Austritt aus dem Bundesverband und die damit verbundenen Konsequenzen für die Innung erläuterte Giefer ebenfalls noch einmal in 
seinem Jahresbericht. „Solange es Landesinnungen als Körperschaft des öffentlichen Rechts gibt,“ so Giefer am Ende seines Rückblicks, „sind wir 
eingebunden in alle Handwerksorganisationen wie Kreishandwerk-
erschaft, Handwerkskammer und ZDH und können diese für unse-
re Interessen weiterhin nutzen. Diesen Vorteil haben wir als Mitglied 
der Innung.“

Frau Grimm ging in ihrem Vortrag auf verschiedenen Marke-
tingstrategien ein und sorgte mit ihren Ausführungen für rege Dis-
kussion unter den anwesenden Versammlungsteilnehmern.

Einstimmig beschlossen die Innungsmitglieder die von Geschäfts-
führerin Schubert erläuterte Jahresrechnung 2010, den Haushalts-
plan 2011 sowie die neue Gebührenordnung für die Zwischen- und 
Gesellenprüfungen.

Nach Beendigung der Tagesordnung schloss Obermeister Giefer die 
Versammlung mit dem Dank an alle Kolleginnen und Kollegen für 
die Teilnahme. 

Töpfer- und Keramiker-Innung RLP tagte
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Eigentlich ist die traditionelle Walz eine Sache 
für junge Zimmerergesellen, die sich durch 
das Reisen Horizont, Weit- und Überblick 
verschaffen. Aber man lernt in unserer globali-
sierten Welt niemals aus. So entschlossen sich 
die Zimmerer der Innung Rhein-Westerwald, 
angeführt und angeregt durch Obermeister 
Volker Höhn, auch im etwas fortgeschrittenen 
Alter zu schauen, was andere im Umgang mit 
dem Holz an Fertigkeiten zu bieten haben. Da 
Wissen auch etwas mit Wettbewerbsfähigkeit 
zu tun hat, wurde das Vorhaben durch die eu-
ropäische Union und das Umweltministerium 
unterstützt. Wertvolle organisatorische Unter-
stützung leistete die Kreishandwerkerschaft.

Wieso ausgerechnet Finnland? Dieses bevöl-
kerungsmäßig kleine Land mit seinen großen 
Wäldern zeigt, was mit Holz wirklich geht: 
80% der dortigen Einfamilienhäuser bestehen 

aus Holz. Dessen Konstruktionen müssen sich 
bei deutlich niedrigeren Temperaturen be-
währen als bei uns. Nicht zuletzt fördert der 
viel alltäglichere Umgang mit dem Werkstoff 
Ideenreichtum und Kreativität der dortigen 
Architekten. So wurden bei der Fahrt eine 
Reihe hoch interessanter Holzkonstruktionen 
besichtigt, wie zum Beispiel Europas größ-
te Konzerthalle aus Holz, die Sibeliushalle in 
Lahti oder das FMO in Tapiola, es steht für 
„Finish Modular Office“, ein fünfgeschossiges 
Bürogebäude aus Holz.

Kreativität ist die eine Seite der Medaille, die 
technische Umsetzung die andere. Hier sind 
die Finnen Angreifer auf dem Markt. Mit 
dem Wissen und der Finanzierungskraft der 
großen Konzerne wie Finnforest und StoraEnso,  
geht Finnland derzeit den Weg vom bisherigen 
Exporteur hochwertiger Schnitthölzer, zum 

Westerwälder Zimmerer „auf der Walz“ in Finnland
Lieferanten von Systemlösungen. Das werden 
nach dem dort gewonnenen Eindruck in ab-
sehbarer Zeit nicht mehr nur Bauelemente, 
sondern dann auch Bauten und das dazu ge-
hörende Knowhow sein. Die zahlreichen Fir-
menbesichtigungen während der Reise gaben 
hierzu tiefe und interessante Einblicke. Das 
Fazit von Obermeister Volker Höhn: „Wir 
haben nicht nur viel gelernt, sondern auch 
einiges über unsere eigene Position erfahren. 
Die Finnen sind wirklich gut, aber auch sie 
kochen nur mit Wasser. Wenn wir uns auf un-
sere Handwerksqualität besinnen und unseren 
Kunden maßgeschneiderte, passende Lösun-
gen bieten, können  wir neben den eher indus-
triell geprägten Lösungen von der Stange, wie 
sie aus Finnland kommen, gut bestehen.“
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Bereits Ende 2009 wurde die vom Deutschen 
Ausschuss für Stahlbau (DASt) erstellte Richt-
linie 022 „Feuerverzinken von tragenden 
Stahlbauteilen“ in die Bauregelliste aufgenom-
men. Seitdem ist diese Norm für die Fertigung 
und Verzinkung in Deutschland rechtlich bin-
dend.

Die Metallhandwerker-Innung Rhein-Lahn-
Westerwald nahm dies zum Anlass, ihre Mit-
glieder ausführlich über dieses Thema zu 
informieren. Nahezu 40 Teilnehmer konnte 
Obermeister Sebastian Hoppen hierzu begrü-
ßen.

Die Herren Horst Bender, Geschäftsführer Be-
reich Nordwest und Thomas Kurz, Werkleiter 
der Firma WIEGEL Rheinbrohl Feuerverzin-
ken GmbH & Co. KG, erklärten ausführlich 
und praxisgerecht die Umsetzung der Norm.

Bender ging auf das Ablaufverfahren beim 
Feuerverzinken ein. Hier stellte er insbeson-
dere die Vorteile des Verfahrens dar. Auch das 
nach DIN EN ISO 12944 gefertigte Duplex-
System mit seinen unterschiedlichen Korrosi-
vitätskategorien war Bestandteil des Vortrags.

In einem weiteren Themenbereich referierte 
Thomas Kurz über die Anforderungen sowie 
die Umsetzung der DASt-Richtlinie 022.  „Mit 
dieser Richtlinie wurde ein umfassendes Re-
gelwerk für die Planung, die Herstellung und 
das Feuerverzinken von tragenden Stahlkon-
struktionen erarbeitet. Sie stellt somit, ergän-
zend zu den weiteren bereits geltenden Regel-
werken (DIN EN ISO 1461 und DIN EN ISO 
14713), den neuen Stand der Technik dar und 
ist in Deutschland verbindliche Vertrags- und 
Ausführungsgrundlage für alle feuerverzink-
ten Bauprodukte nach der Bauregelliste, d. h. 

für alle tragenden feuerver-
zinkten Bauteile“, so Kurz.

Die DASt-Richtlinie 022 
gilt für das Feuerverzinken 
von tragenden vorgefertig-
ten Stahlbauteilen, die ent-
sprechend der DIN 18800 
oder DIN EN 1993 und 
DIN EN 1090-2 bemessen 
und gefertigt sind. Sie ist an 
den Planer, Hersteller und 
Verzinker gerichtet und 
behandelt Maßnahmen, 
mit denen Einbußen der 
Tragsicherheit und der Ge-
brauchstauglichkeit durch 
Rissbildung beim Verzinkungsprozess verhin-
dert werden sollen. Die DASt-Richtlinie 022 
gilt für die Stahlsorten S235, S275, S355, S420, 
S450 und S460 nach DIN EN 10025 Teil 1 bis 
4 sowie für vergleichbare Stähle nach DIN EN 
10210 und DIN EN 10219. 

Sowohl der Stahlbauer als auch der Feuer-
verzinker müssen bestätigen, dass ihrerseits 
die Vorgaben der DASt-Richtlinie 022 ein-
gehalten werden. Der Stahlbauer hat dies 
gegenüber dem Feuerverzinker über eine 
Bestellspezifikation zu dokumentieren. Der 
Feuerverzinker bestätigt die Einhaltung der 
DASt-Richtlinie 022 durch die Vergabe eines 
Ü-Zeichens auf dem Lieferschein der feuer-
verzinkten Stahlbauteile.  Deshalb dürfen nach 
der DASt-Richtlinie 022 nur noch diejenigen 
Feuerverzinkereien Bauteile gemäß Bauregel-
liste verzinken, die ein Ü-Zeichen gemäß ÜZ-
Verfahren (Übereinstimmungszertifikat durch 
eine anerkannte Zertifizierungsstelle auf der 

DASt-Richtlinie war das Thema

Grundlage einer werkseigenen Produktions-
kontrolle und einer regelmäßigen Fremdüber-
wachung) erworben haben. 

Fazit: Es dürfen nur noch feuerverzinkte 
Bauprodukte, d.h. tragende feuerverzinkte 
Stahlbauteile, in Deutschland in den Verkehr 
gebracht werden, die die Vorgaben der DASt-
Richtlinie 022 erfüllen. 

Im Anschluss an den Vortrag durch die Her-
ren Bender und Kurz, wurde das Thema im 
Kreise der Handwerkskollegen noch ausführ-
lich diskutiert.

UnternehmerFrauen im 
Handwerk suchen Verstärkung

Engagieren Sie sich beruflich als selbständige Unternehmerin oder 
als mitarbeitende Ehefrau, Partnerin oder Tochter in einem Familien-
unternehmen?

Sind Sie bereit, Mitverantwortung zu übernehmen und sich durch Schulungen 
und Vorträge den Herausforderungen der Zeit zu stellen?

Dann sind Sie bei den UnternehmerFrauen 
im Handwerk genau richtig!

Die UnternehmerFrauen im Handwerk sind engagierte und bildungsinteressierte Frauen 
aus allen Branchen des Handwerks, die in den Arbeitskreisen ihre eigenen praktischen 
Erfahrungen im Betrieb mit Gleichgesinnten besprechen, ihren Weiterbildungsbedarf be-
stimmen und selbst organisieren, getreu nach ihrem Motto:

Wissen vermitteln – Kompetenz zeigen – Kommunikation leben
Machen Sie mit – denn „Handwerk ist Selbstverwaltung – 

und Selbstverwaltung braucht Ehrenamt!“

Arbeitskreis Altenkirchen, Frau Petra Nickel, Telefon 02742/1075 oder bei der 
Westerwald-Akademie der Handwerkskammer in Wissen: 

Telefon 02742/911157, Mail: westerwald-akademie@hwk-koblenz.de

Arbeitskreis Montabaur, Frau Barbara Kötter, Telefon 02602/16100 (Elektro Meuer)

Arbeitskreis Neuwied, Frau Marianne Kopper, Telefon  02684/959495
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JETZT UMSTELLEN AUF WÄRMEPUMPE
UND MINDESTENS 400 EURO
FÖRDERPRÄMIE SICHERN.

BESSER WÄR´S
MIT WÄRMEPUMPE

Nähere Informationen zum KEVAG Klimabonus Förderprogramm 2011 unter www.kevag.de
oder rufen Sie uns an: 0261 392-2410

9-stellige 
Tätigkeitsschlüssel 
ab 01.12.2011 

Der Tätigkeitsschlüssel für die Meldung nach 
dem DEÜV-Meldeverfahren wird moderni-
siert und angepasst. Aus fünf Ziffern werden 
neun.

Der Tätigkeitsschlüssel hat sich seit 35 Jahren 
als eine wichtige Grundlage der Beschäfti-
gungsstatistik bewährt. Mit Hilfe der Angaben 
der Arbeitgeber können Lage und Entwick-
lung des Arbeitsmarktes nach Berufen, Wirt-
schaftszweigen und Regionen aktuell abgebil-
det werden. Diese Auswertungen dienen vielen 
Bereichen in Politik und Wirtschaft als wichti-
ge Entscheidungsgrundlage.

Da Beschäftigung und Arbeitsmarkt einem 
ständigen Wandel unterliegen, war es nun-
mehr an der Zeit, den Tätigkeitsschlüssel den 
veränderten Gegebenheiten anzupassen. 

Weitere Informationen finden Sie unter	  
www.arbeitsagentur.de

Seit 1. Mai 2011 besteht für Arbeitnehmer aus 
den EU-Mitgliedsstaaten Estland, Lettland, 
Litauen, Polen, Slowakische Republik, Slo-
wenien, Tschechische Republik und Ungarn 
(die sog. EU-8) volle Freizügigkeit auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt. Nunmehr können 
rund 34 Millionen Bürger dieser Staaten im 
erwerbsfähigen Alter  ihre Arbeitskraft auf 
dem deutschen Markt ohne Erfordernis einer 
Arbeitserlaubnis anbieten. Auch Dienstleis-
tungen können uneingeschränkt ausgetauscht 
werden. 

Seit Mai gilt folgende Regelung:

Arbeitnehmerfreizügigkeit: Hiernach ist den 
EU-Bürgern erlaubt, ungeachtet ihres Wohn-
orts in jedem Mitgliedsstaat der EU unter den 
gleichen Bedingungen eine Beschäftigung auf-
zunehmen und auszuüben wie Angehörigen 
dieser Staaten. Eine Arbeitserlaubnis, ein Vi-
sum oder eine Aufenthaltserlaubnis ist dafür 
nicht mehr nötig. Ausländische Arbeitnehmer 
aus den Staaten der EU haben künftig – wie 
deutsche Bürger auch – nur die Meldepflich-
ten bei den Einwohnermeldeämtern zu beach-
ten.

Dienstleistungsfreiheit: Danach dürfen auch 
Unternehmen in einem anderen Mitglieds-
staat der EU unter denselben Voraussetzungen 
wie inländische Unternehmen tätig werden, 

Arbeitnehmerfreizügigkeit in der EU
wobei die gewerblichen und handwerksrecht-
lichen Voraussetzungen erfüllt werden müs-
sen. Bei zulassungspflichtigen Handwerksbe-
rufen müssen die Handwerkskammern ein 
Anerkennungsverfahren durchführen. Da-
nach wird geprüft, ob der Betriebsleiter resp. 
der Unternehmer die notwendige Berufserfah-
rung hat.

Arbeiten Angehörige aus den  o. g. EU-8-Staa-
ten bei einem deutschen Arbeitgeber, gilt 
grundsätzlich das deutsche (Arbeits-)Recht. 
Damit gelten u. a. die gleichen Vorschriften für 
Arbeitszeit, Urlaub oder auch Kündigungs-
schutz. Arbeitsverhältnisse zwischen einem im 
Ausland ansässigen Arbeitgeber und seinen in 
Deutschland tätigen Mitarbeitern unterliegen 
dagegen dem Recht des Herkunftsstaates des 
Arbeitgebers, wobei – soweit sich die Beschäf-
tigungsbedingungen nicht ohnehin am deut-
schen Recht orientieren müssen – Mindest-
standards einzuhalten sind.

Für Bulgarien und Rumänien gelten die Be-
schränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
und Dienstleistungsfreiheit vorerst weiter. 
Bürger aus diesen Staaten benötigen weiterhin 
zumeist eine Arbeitserlaubnis-EU.

Weitere Informationen zu diesem Thema er-
halten Sie bei Ihrer Innungsgeschäftsstelle.
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Versorgungswerk Rhein-Westerwald e.V. informiert:

Informationen erhalten Sie von

Versorgungswerk Rhein-Westerwald e.V. 
Langendorfer Straße 91 · 56564 Neuwied 
Telefon 0 26 31/94 64-0

Signal Iduna Gruppe · Filialdirektion Koblenz 
Löhrstraße 78-80 · 56068 Koblenz 
Telefon 02 61/139 01 21

Die Staatsschuldenkrise im Euroraum ist 
noch lange nicht ausgestanden. Die teuren 
Rettungsmaßnahmen machen eine Inflation 
immer wahrscheinlicher. Ein Beispiel zeigt, 
wie schmerzlich die Geldentwertung sein 
kann: Bei einer angenommenen Inflationsrate 
von 3 Prozent jährlich verliert ein Vermögen 
von heute 100.000 Euro in zehn Jahren mehr 
als ein Viertel seiner Kaufkraft, die dann nur 
noch 74.409 Euro entspricht. Sachwerte bieten 
Schutz gegen Geldentwertung und haben sich 
in turbulenten Zeiten bereits bewährt. Dabei 
müssen Anleger eines beachten: Sie sollten nie-
mals nur auf ein Pferd setzen. Denn wenn das 
in die falsche Richtung rennt, ist das gesamte 
Vermögen in Gefahr.

Horst Dieter Theis, Generalagent der SIG-
NAL IDUNA Gruppe empfiehlt eine breit ge-
zielte Streuung des Kapitals auf verschiedene 
Sachwerte wie Immobilien, Edelmetalle und 
Aktien: „Diese Anlageklassen haben eines ge-
meinsam: Sie sind nicht beliebig vermehrbar.  
Damit können sie Staatskrisen oder gar -plei-
ten überdauern und so zum Werterhalt des 
Vermögens beitragen.“ 

Insbesondere Immobilien sind ein wichtiger 
Baustein, um das Vermögen gegen Inflation 
zu sichern. Aber auch Edelmetalle, insbeson-
dere Gold, bieten einen Schutz, wenn es in 
der Weltwirtschaft turbulent her geht. Aktien 
werden zwar häufig vernachlässigt – insbeson-
dere in Krisenzeiten erscheinen sie Anlegern 
zu gefährlich – doch auch sie zählen zu den 

Sachwerten. Denn hinter der Aktie steht das 
Unternehmen mitsamt Maschinen, Vorräten 
und Immobilien – allesamt reale Sachwerte. 
Zwar können Aktienanlagen stark schwanken. 
Aber wer vor der Währungsreform 1948 eine 
Aktie hatte, hatte auch nach der Währungsre-
form eine Aktie. 

Darüber hinaus gehören natürlich auch fest-
verzinsliche Wertpapiere in ein ausgewogenes 
Portfolio. Ihr Vorteil: Sie bieten regelmäßige 
Zinserträge. Allerdings befinden wir uns ak-
tuell – trotz erster Leitzinserhöhung durch 
die EZB – immer noch in einer Niedrigzins-
phase. Deshalb sollte der überwiegende Teil in 
kurzfristig ausgerichtete Wertpapiere inves-
tiert werden, um bei steigenden Zinsen flexi-
bel reagieren zu können. Aber auch Anlagen 
in Nicht-Euro-Währungen können attraktiv 
sein. Sei es, weil es in diesen Währungen hö-

Sachwerte bieten Schutz  gegen Risiken

Gut 50% aller Betriebe in Deutschland be-
schäftigen „Minijobber“, also geringfügig 
Beschäftigte. Bisher ließen diese Beschäfti-
gungsverhältnisse für die Beschäftigen und 
Arbeitgeber keine adäquate Betriebliche Al-
tersversorgung zu. Die „SIGNAL IDUNA mi-
nijobrente“ erlaubt nun eine Altersversorgung 
für die Zielgruppe der geringfügig Beschäftig-
ten, ohne diese zusätzlich finanziell zu belas-
ten. Gleichzeitig sinken die durchschnittlichen 
Lohnkosten, während die Produktivität der 
Mitarbeiter steigt. Ein weiterer Vorteil für den 
Arbeitgeber: Er bindet förderungswürdige 
Mitarbeiter enger an das Unternehmen und 
wird dem Anspruch an einen sozial verant-
wortungsbewussten Arbeitgeber gerecht.

In der gesetzlichen Rentenversicherung er-
werben Minijobber aufgrund des geringen 
Einkommens nur sehr bescheidene Versor-
gungsansprüche. Gleichzeitig sähen es vie-
le Arbeitgeber gern, wenn ihre „geringfügig 

here Zinsen gibt oder weil die Wechselkurse 
günstig erscheinen. Allerdings müssen Anleger 
hier Währungsrisiken berücksichtigen. Horst 
Dieter Theis weiß: was in der Theorie recht 
einfach klingt, stellt den Anleger in der Praxis 
vor Probleme: „Wie kann in Sachwerte inves-
tiert werden und welche Anlageform eignet 
sich für die persönliche Situation am besten?“

Schließlich kann sich nicht jeder ein Potpourri 
an Immobilien leisten oder Goldbarren in ei-
nem Safe verwahren: Für viele Anleger ist ein 
Engagement über Investmentfonds der ein-
fachste und kostengünstigste Weg. Über Fonds 
können Anleger bereits mit geringen monatli-
chen Beiträgen oder einem frei wählbaren Ein-
zelbetrag zum Beispiel in ein breit gestreutes 
Immobilien- oder Edelmetallportfolio inves-
tieren. Horst Dieter Theis rät dazu, in regel-
mäßigen Abständen das Portfolio zusammen 
mit dem Berater 
in Augenschein 
zu nehmen. 

Dabei sollte vor 
allem überprüft 
werden, ob die 
Z u s a m m e n -
stellung immer 
noch den Zielen 
und dem Rendi-
te-Risiko-Profil 
des Anlegers 
entspricht.

SIGNAL IDUNA minijobrente – Minijobber und Arbeitgeber profitieren
Beschäftigten” etwas mehr arbeiten könnten, 
ohne ihren Status des Minijobbers und damit 
die Sozialabgabenfreiheit zu verlieren.

„Die Grundidee der SIGNAL IDUNA mini-
jobrente besteht darin, dass der Beschäftigte 
mit dem Arbeitgeber eine Arbeitszeiterhöhung 
vereinbart. Der Gegenwert für die Arbeitszeit-
erhöhung wird als Versorgungsbeitrag in eine 
betriebliche Altersversorgung investiert. Bei 
tarifgebundenen Arbeitnehmern muss dieser 
Gegenwert den tariflichen Bestimmungen ent-
sprechen,“ erläutert Helmut Zeiß, Direktions-
beauftragter der SIGNAL IDUNA in Koblenz.

Der Versorgungsanspruch ist sofort unver-
fallbar, so dass der geringfügig Beschäftigte 
im Fall seines Ausscheidens aus dem Arbeits-
verhältnis die erworbene Versorgungsanwart-
schaft auf jeden Fall behält. Der Anspruch ist 
weder pfändbar noch im Fall einer anschlie-
ßenden Arbeitslosigkeit in der Anwartschafts-
phase auf „Hartz IV-Leistungen” anrechenbar. 

Zeiß: „Die SIGNAL IDUNA minijobrente ist 
ein rechtssicheres Versorgungskonzept und 
sichert neben dem Status eines Pflichtversi-
cherten in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung eine hohe staatliche Förderung für die 
Riester-Rente.“

Ein weiterer Pluspunkt für den Arbeitnehmer: 
Auf den Minijobrentenbeitrag des Arbeitge-
bers werden keine Steuern und Sozialabgaben 
fällig. Erst ab Bezug der Versorgungsleistungen 
muss der Berechtigte auf die Versorgungsleis-
tungen unter Umständen geringe Steuern und 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung 
abführen. Der Arbeitgeber führt bei einem 
geringfügig Beschäftigten in der Regel 30 Pro-
zent des Gehalts an die Minijobzentrale ab. 
Der Beitrag zur SIGNAL IDUNA minijobren-
te ist jedoch nicht mit einer zusätzlichen Ab-
gabe belastet, so dass die Ersparnis bei der zu-
sätzlichen Arbeitskapazität 30 Prozent beträgt.  
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Gerade bei der Einstellung von neuen Mitar-
beitern sollte jeder Betriebsinhaber mit großer 
Sorgfalt vorgehen und einige Regeln beachten. 
Dies beginnt bereits bei der Stellenausschrei-
bung, die Sie auf jeden Fall geschlechtsneutral 
formulieren müssen. Dies kann leicht durch 
den Zusatz „m./w.“ geschehen. Auch Formu-
lierungen, die auf ein bestimmtes gewünschtes 
Alter, einen Geburtsort oder eine bevorzugte 
Herkunft schließen lassen, müssen vermieden 
werden. Ausnahmen sind nur dann möglich, 
wenn das Geschlecht unabdingbare Voraus-
setzung zur Ausübung der Tätigkeit ist (z.B. 
männlicher Schauspieler). Ansonsten ist die 
Einstellung allein auf die Beurteilung der be-
ruflichen und fachlichen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten abzustellen. Qualitätsanforderun-
gen an die Tätigkeit dürfen jedoch weiterhin 
genannt werden (z.B. Meisterprüfung als….., 
abgeschlossene Ausbildung als…..) Beschrän-
ken Sie Ihre Anforderungen auf objektiv nach-
prüfbare fachliche und persönliche Kenntnisse 
und Fertigkeiten.

Die Auswahl der Bewerber darf nicht gegen 
die vom AGG genannten Kriterien versto-
ßen. So darf etwa ein homosexueller Mann 
nicht allein wegen seiner sexuellen Orientie-
rung abgelehnt werden. Das Auswahlverfah-
ren sollte umfassend dokumentiert werden. 
Im Vorstellungsgespräch dürfen keine Fragen 
gestellt werden, die gegen eine der Diskrimi-
nierungskriterien verstoßen. Legen Sie die An-
forderungsprofile für die zu besetzende Stelle 
bereits zu Beginn des Bewerbungsverfahrens 
fest. Bewerber, die diese Anforderungen nicht 
erfüllen, tun sich später mit der Geltendma-
chung von Ansprüchen schwerer. Die gleichen 
Kriterien gelten auch bei der Einstellung von 
Arbeitnehmern im Anschluss an ihre Ausbil-
dung, im Anschluss an ein befristetes Arbeits-
verhältnis oder bei der Verlängerung eines be-
fristeten Arbeitsverhältnisses.

Nach Sichtung der vorliegenden Bewerbungen 
sollten Sie allen in Frage kommenden Bewer-
bern einen standardisierten Personalfragebo-
gen zur Beantwortung zusenden. Der Vorteil 
dieser Regelung ist darin zu sehen, dass Sie von 
allen Bewerbern gleichwertige personelle An-
gaben zur Bewertung vorliegen haben. Sollten 
den Bewerbungen Lebensläufe beigefügt sein, 
sind diese im Regelfalle nicht hilfreich, weil sie 
unterschiedlich aufgebaut und damit nur zeit-
raubend miteinander vergleichbar sind. Un-
ter Beachtung der Benachteiligungskriterien 
des allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG) sind aber viele Fragen, die Sie aus gu-
tem Grund interessieren, verboten. Angaben 
über das Geburtsdatum, den Geburtsort, den 
Familienstand, die Konfession oder die kör-
perliche Belastbarkeit sind nicht mehr gestat-
tet. Sie haben als Arbeitgeber aber ein großes 
Interesse daran, möglichst viele persönliche 
Daten zu bewerten. Handelt es sich doch bei 
der Einstellung um eine betriebliche Ent-
scheidung, die später nur schwer oder unter  
großem finanziellen Aufwand wieder korri-
giert werden kann. 

So finden Sie den richtigen Mitarbeiter
Hat der Bewerber bei einer erlaubten und 
für die Einstellung wichtigen Frage die Un-
wahrheit gesagt, können Sie ihn binnen eines 
Jahres, nachdem Sie ihm die falsche Aussage 
nachgewiesen haben, fristlos entlassen. Eine 
bewusst falsche Antwort auf eine zulässige 
Frage berechtigt den Arbeitgeber zur Anfech-
tung des Arbeitsvertrages gem. § 123, 142 
BGB, wenn diese Tatsachen für die Einstellung 
kausal geworden sind.

Gesprächsführung

Das Einstellungs- oder Vorstellungsgespräch 
führt oft zu einem für Betriebsinhaber be-
klemmenden Gefühl, weil sie häufig nicht 
wissen, wie man ein solches Gespräch führt. 
Empfohlen wird das Einstellungsgespräch zu-
sammen mit einer vertrauenswürdigen Person 
zu führen, die später ggf. als Zeuge zur Verfü-
gung steht. Weiter empfiehlt es sich, sachliche 
Notizen über das Gespräch anzufertigen, um 
ggf. beweisen zu können, dass der/die Bewer-
ber/in nicht diskriminiert wurde. 

Das Gespräch sollte nicht mit überfallartigen 
Fragen begonnen werden, sondern immer mit 
der Präsentation des Betriebes. So schaffen Sie 
eine lockere Atmosphäre, und der Bewerber 
verliert die Scheu vor der ungewohnten Um-
gebung. 

Es bieten sich Aussagen an über: 

Größe des Betriebes, Anzahl der Mitarbeiter, 
Vorstellung besonderer Produkte oder be-

trieblicher Leistungen, Kurzbeschreibung des 
Aufgabenbereichs des neuen Mitarbeiters, 
Aufstiegsmöglichkeiten u. ä. Weitere Fragen 
entnehmen Sie dem „Leitfaden zum Vorstel-
lungsgespräch“ Mustertextseite.

Ausgangspunkt für die weitere Gesprächsfüh-
rung sind die vom Bewerber eingereichten 
Unterlagen wie Zeugnisse usw. Sind die dort 
gemachten Angaben nicht schlüssig, können 
diese im Vorstellungsgespräch nachgefragt 
und konkretisiert werden. Beschränken Sie 
Ihre Fragen auf ganz konkrete Anforderun-
gen, die für die Tätigkeit im Unternehmen 
wichtig sind. Fragen rund um den Lebenslauf, 
die Hobbys oder sonstige nicht betrieblich 
relevanten Tatbestände dürfen nicht gestellt 
werden.

Erlaubt sind nach wie vor alle Fragen, die ob-
jektiv und sachlich für die zu besetzende Stelle 
wichtig sind und nicht gegen die Benachteili-
gungsmerkmale des AGG verstoßen.

Auf unzulässige Fragen braucht der Stellen-
bewerber nicht zu antworten, im Gegenteil, er 
darf sogar lügen, ohne dass hieraus negative 
Konsequenzen für ihn entstehen. 

Kosten des Vorstellungsgespräches

Sie sind zum Ersatz der Vorstellungskosten 
verpflichtet, unabhängig davon, ob der Ar-
beitsvertrag zustandekommt oder nicht (BAG 
14.2.77 DB 1977 S. 1193). Zu den Vorstel-
lungskosten gehören die Fahrtkosten und evtl. 
notwendig werdende Übernachtungs- und 
Verpflegungskosten sowie der entstandene 
Verdienstausfall. Unaufgeforderte Bewerbun-
gen und nicht vereinbarte Vorstellungstermi-
ne lösen keinen Anspruch auf Erstattung der 
Vorstellungskosten aus.

Sie können eine Kostenübernahme aber auch 
vollständig ausschließen, in dem Sie im Ein-
ladungsschreiben wie folgt formulieren: „Die 
im Rahmen der Vorstellung anfallenden Kos-
ten wie z. B. Fahrtkosten oder Verdienstausfall 
werden nicht erstattet.“ 

Oftmals besteht auch bei der Einstellung von 
Mitarbeitern die Möglichkeit, finanzielle Zu-
schüsse zu erhalten. Informieren Sie sich hie-
rüber im Vorfeld bei der für Sie zuständigen 
Agentur für Arbeit.    
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Er ist für fast alle Benziner eine Alternative 
– der Kraftstoff Autogas, der auch Flüssiggas 
oder Liquified Petroleum Gas (LPG) heißt. 
Die entscheidenden Vorteile gegenüber Erd-
gas liegen auf der Hand: Die Umstellung eines 
Otto-Motors auf Autogas ist zum einen einfa-
cher und damit kostengünstiger. Zum anderen 
kann der spezielle Autogastank oft Platz spa-
rend in der Reserveradmulde untergebracht 
werden. 400 000 Autofahrer haben sich bereits 
für die Treibstoff-Alternative entschieden. 
Eine Anzahl, die in kommenden Jahren laut 
Experten deutlich steigen wird. Sie prognosti-
zieren für das Jahr 2015 bis zu 1,5 Millionen 
Fahrzeuge, die mit dem alternativen Antrieb 
ausgerüstet sein werden.

Der Einbau der entsprechenden Tank- und 
Einspritzanlage sei mit etwa zwei Tagen 
recht schnell getan, sagt ein Sprecher der 
Kfz-Innung. Wer sich aber für einen Gastank 
entscheidet, sollte sich vorher von einem 
Fachmann beraten lassen, rät er. Der Experte 
könne genau klären, ob das Fahrzeug für den 
Umbau geeignet sei.

Kfz-Meisterbetriebe mit dem blau-weißen 
Meisterschild und dem Zusatzzeichen „Aner-
kannter Betrieb für Gassystemprüfung (GSP)“ 
garantieren dabei qualitativ hochwertige und 
fachmännische Arbeit (www.kfz-meister-fin-
den.de). Die Mitarbeiter wurden für den Ein-
bau, die Reparatur und die Wartung von Gas-
anlagen extra geschult. Zudem müssen sie die 
Fach-Seminare innerhalb von drei Jahren wie-
derholen und erneut mit einer Prüfung erfolg-
reich abschließen. Spätestens aber nach dem 
Einbau muss ein anerkannter Kfz-Betrieb auf 
jeden Fall eine Gassystemprüfung durchfüh-
ren. Er stellt auch gleich eine Bescheinigung 

zur Vorlage bei der Zulassungsstelle aus, die 
den Einbau in die Fahrzeugpapiere einträgt.

Da die Umbaukosten niedrig sind, amortisiert 
sich eine Autogasanlage rasch. Ein privater Au-
tonutzer fährt bei ausschließlichem Autogas-
betrieb bereits nach etwa zweieinhalb Jahren 
in der Gewinnzone. Basis für die Berechnung 
ist dabei eine jährliche Fahrleistung von 
30 000 Kilometern sowie ein Verbrauch von 
acht Litern auf 100 Kilometern. Denn: Au-
togas ist derzeit immerhin rund 70 Cent pro 
Liter günstiger als Super-Benzin. Somit kön-

nen unter Berücksichtigung eines Mehrver-
brauchs von rund 20 Prozent gegenüber dem 
Benzinbetrieb die Kraftstoffkosten um bis zu 
50 Prozent gesenkt werden. Bei Nachrüstkos-
ten zwischen 1.800 Euro und 2.500 Euro lohnt 
sich der Gasbetrieb für das Portemonnaie von 
Vielfahrern.

Zudem ist Autogas nicht nur günstig, son-
dern auch umweltfreundlich, da es emissi-
onsarm ist. Bei fachgerechter Umrüstung in 
einem Kfz-Meisterbetrieb ist das Fahren mit 
Gas nicht gefährlicher als mit Benzin – dafür 
sorgen Sicherheitsventile im Tank. Bei einem 
Brand kann so das Gas aus dem erhitzten Tank 
gezielt ausströmen und kontrolliert abfackeln.
Durch ein immer dichter werdendes Autogas-
Tankstellen-Netz können Autofahrer inzwi-
schen an rund 5.700 Orten den alternativen 
Kraftstoff nachfüllen. Und das geht genau so 
einfach wie das Tanken von Benzin oder Die-
sel. Autogas wird unter verhältnismäßig gerin-
gem Druck von ca. acht bar in flüssiger Form 
im Autogastank gespeichert. Mit den gängigen 
Tankgrößen lassen sich so je nach Fahrweise 
und Fahrzeugtyp problemlos 400 bis 600 Ki-
lometer mit einer Tankfüllung zurücklegen. 
Sollte das Autogas während der Fahrt doch 
einmal zur Neige gehen, können sogenannte 
bivalent ausgerüstete Fahrzeuge per Knopf-
druck auf Benzin umgestellt werden. Denn 
sie haben neben dem Gastank weiterhin den 
ursprünglichen Benzintank an Bord.

Alternativ mit Autogas unterwegs
Kfz-Meisterbetriebe rüsten Benzin-Fahrzeuge fachgerecht um

Ab dem 1. November 2012 müssen neue 
Reifen, die in Kfz-Betrieben zum Verkauf 
angeboten werden, mit Angaben über den 
Rollwiderstand und gegebenenfalls über die 
Nasshaftung sowie die Geräuschemission 
gekennzeichnet sein. Vorgesehen sind für die 
Kraftstoffeffizienz und Nasshaftung  Einstu-
fungen von Klasse A bis G. Das Rollgeräusch 
wird in Dezibel (dB) angegeben. Markiert 
werden die Reifen entweder mit einem di-
rekt am Reifen angebrachten Aufkleber oder 
durch eine gedruckte Kennzeichnung.

Für ab dem 1. Juli 2012 hergestellte Rei-
fen sind Reifenhersteller verpflichtet, die 
Kennzeichnung bereitzustellen. Diese kön-
nen Kfz-Betriebe in der Übergangszeit vom 
1. Juli 2012 bis 1. November 2012 schon 
verwenden. Grundlage für die Kennzeich-
nungspflicht ist die Verordnung (EG) Nr. 
1222/2009 vom 25. November 2009. 	  
Weitere Informationen erhalten Sie unter 
www.kfz-gewerbe.de

Ab November 2012 Kennzeichnungspflicht für Reifen
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Mit insgesamt 13  Ständen präsentierten sich 
die Innungen und die Kreishandwerkerschaft 
Rhein-Westerwald sowie die Handwerkskam-
mer Koblenz als größter Aussteller des Kreis-
heimattages in Betzdorf auf der Handwerks- 
und Wirtschaftsmeile.

Rund 30 Tausend Besucher konnten bei bestem 
Wetter die unterschiedlichsten Stände besichti-
gen und auch ihr handwerkliches Können un-
ter Beweis stellen oder den Handwerkern bei 
ihrer Arbeit über die Schultern sehen.

Für Groß und Klein bot die Handwerks- und 
Wirtschaftsmeile der Innungen umfangreiche 
Informationen und vielfältige Unterhaltung 
für die gesamte Familie. 

Mit einem 50 Tonnen Kran in nahezu 50 Meter 
Höhe die Stadt Betzdorf aus der Vogelperspek-
tive besichtigen – das machte die Dachdecker-
Innung des Kreises Altenkirchen möglich. 
Burkard Löcherbach, Obermeister der Innung: 
„Ich glaube, damit haben wir ins Schwarze ge-
troffen. Den gesamten Tag über war der Kran 
stark frequentiert und die Besucher hatten viel 
Freude.“ Darüber hinaus konnten die Gäste, 
passend zum Muttertag, eigenständig Schiefer-
Herzen herstellen. Aber auch die Informatio-
nen kamen nicht zu kurz. Alle Fragen zum 
Thema Dach-, Wand- und Abdichtungstechnik 
wurden von den Profis umfassend beantwortet. 

Wichtige Tipps rund um das Auto und nütz-
liche Hinweise zu Unfallgefahren erhielten 
Interessierte an dem Stand der Kraftfahrzeug-
Innung. Mit einem Verkehrs- und Überschlags-
simulator wurden Unfälle simuliert und wich-
tige Verhaltensregeln gegeben. 

Wie kann der Sicherheitsgurt gelöst werden? 
In welcher Zeit kann sich ein Fahrer aus dem 
Unfallwagen befreien? Viele Besucher nutzten 
auch hier die Gelegenheit sich zu informieren.

Auch die Friseurinnen und Friseure der Fri-
seur- und Kosmetik-Innung zeigten auf der 
Handwerksmeile ihr Können. Sie legten vor 
Ort Hand an und verhalfen nahezu 20 Model-
len zu einem völlig neuen Styling. Es wurde 
geschnitten, geföhnt, gestylt und geschminkt. 
Die Modelle präsentierten sich anschließend 

den Besuchern des Kreisheimattages. Anhand 
von Fotos konnten diese selbst den „Vorher-
Nachher-Effekt“ beurteilen. Selbstverständlich 
standen die Profis rund um das Thema 
Haare und Make-up dem inte-
ressierten Publikum Rede 
und Antwort.

R e -
gene-
rative 	
E n e r g i e , 
w i e  b e i -
spielweise Pho-
tovoltaikanlagen, 
Wärmepumpen, Solar- 
technik standen im Mittel-
punkt der Elektro-Innung und der 
Sanitär-Heizung-Klimatechnik-Innung. Dass 
Öl und Gas immer teurer werden und die Ben-
zinpreise stetig steigen, musste niemand den 
Besuchern erläutern. Die Spezialisten nahmen 
diese Veranstaltung jedoch zum Anlass, aufzu-
klären, welche alternativen Möglichkeiten sich 
zukünftig bieten. 

„Holz ist für viele der beliebteste Werkstoff,“ so 
Wolfgang Becker, Obermeister der Tischler-In-
nung. Wie vielfältig Holz einsetzbar ist,  konn-
ten die Besucher auf dem Informationsstand 
der Innung sehen. „Individuell hergestellte 
Möbel oder hochwertige Fenster und Haustü-
ren oder auch Treppen sind die Zierde eines 
jeden Hauses. Und das ganze zu bezahlbaren 
Preisen“, so Becker. Aber auch den jüngeren Be-
suchern bot die Innung ein kleines Highlight. 
Unter Anleitung der Fachmänner konnten  
diese sich Holzstelzen fertigen.

Große Leistungsschau des Handwerks auf dem Kreisheimattag des Kreises Altenkirchen
Innungen und Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald sowie die Handwerkskammer Koblenz

präsentierten die Vielfalt des Handwerks auf der Handwerks- und Wirtschaftsmeile
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Besucher waren auf jeden Fall begeistert von 
dem Stand der Handwerkskammer Koblenz, 
was man aus Eisen und Stahl so alles machen 
kann. Strickt nach dem Motto „Alles, was nicht 
von Händen geschaffen wurde, wurde von Ma-
schinen geschaffen, die von Händen geschaffen 
wurden“!

Auch die Kinder und Jugendlichen kamen 
nicht zu kurz. Mit flüssigem Wachs konnten 
diese ihre eigenen Wachsfiguren und -hände 
herstellen.

Die Präsentation des Handwerks wurde abge-
rundet durch individuelle und umfangreiche 
Informationen der Kreishandwerkerschaft 
Rhein-Westerwald und der Handwerkskam-
mer Koblenz. Wo gibt es welche Betriebe? Wel-
che Voraussetzungen muss ich haben, um ein 
Handwerk zu erlernen? Was wird in welchem 
Beruf gemacht?

Die Organisationen standen den gesamten 
Tag über für Fragen rund um die Ausbildung 
und die unterschiedlichen Handwerkszweige 
zur Verfügung. Auch das Versorgungswerk des 
Rhein-Westerwälder Handwerks ließ es sich 
nicht nehmen, auf dem Kreisheimattag anwe-
send zu sein.

„Die Mühen haben sich gelohnt“, so Kreis-
handwerksmeister Hans Peter Vierschilling 
und Hauptgeschäftsführer Udo Runkel, am 
Ende des Kreisheimattages. „Es freut uns, dass 
die Darstellung des Handwerks von den Besu-
chern so gut angenommen wurde. Unser Dank 
gilt an dieser Stelle allen Mitwirkenden für ihr 
persönliches Engagement.“

Große Leistungsschau des Handwerks auf dem Kreisheimattag des Kreises Altenkirchen

Frische und Vielfalt, das war das Markenzei-
chen der Bäcker-Innung auf dem Kreisheimat-
tag. Auch an diesem Tag kam alles frisch auf 

den Tisch. Gebacken wurde in „Nostal-
gie“ und mit modernster Tech-

nik. Dazu die besondere 
Handarbeit. „Lecker, 

lecker, frisch vom 
Bäcker“. 

Den 
g a n -

zen Tag 
sorgte die  

B ä c k e r - I n -
nung für das 

leibliche Wohl der 
Gäste. Kulinarische Köst-

lichkeiten anlässlich des Mut-
tertags wurden ebenso präsentiert wie 

frische Backwaren aus Meisterhand.

Board-Ingenieur Schrotti vom Musik- und 
Showexpress sorgte auf der Handwerksmei-
le für musikalischen Spaß und gute Laune. 
Schrotti ist seit 1989 als größte Einmannka-
pelle der Welt im Guinnessbuch der Rekorde 
eingetragen. 

Mit dem Slogan „Male Dir Dein eigenes Bild!“ 
war die Maler- und Lackierer-Innung vertre-
ten. Jung und Alt hatten die Möglichkeit durch 
viel Geschick ein eigenes Bild kreativ und in-
dividuell zu gestalten. Natürlich standen die 
Männer vom Fach auch für wichtige Tipps 
über Malerarbeiten und Hausdämmung sowie 
Energieersparnis zur Verfügung.

Auch die Vielfältigkeit in den Metallberufen 
konnte bestaunt werden. Hightech mit mo-
dernsten Maschinen oder individuelle Herstel-
lung – ganz wie das Publikum es mochte. Die 

Innungen und Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald sowie die Handwerkskammer Koblenz
präsentierten die Vielfalt des Handwerks auf der Handwerks- und Wirtschaftsmeile
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Es fängt alles ganz harmlos an, nämlich mit 
einer Gutschrift. Betrüger, die an Kontodaten 
von Bankkunden kommen möchten, über-
weisen oft einfach auf gut Glück kleine Cent-
beträge auf ein beliebiges Konto. Danach bu-
chen Sie einfach Beträge ab. Wie aber kann 
man sich wehren?

Die Masche funktioniert folgendermaßen: 
Wenn nach der Überweisung der Gutschrift 
von der Bank keine Fehlermeldung kommt, 
ist das die Bestätigung dafür, dass das Kon-
to tatsächlich existiert. Die Betrüger buchen 
dann bei den nichtsahnenden Bankkunden 
meist kleinere bis mittelgroße Beträge durch 
Lastschrifteinzug vom Konto ab. Der Name 
des Kontoinhabers wird dabei nicht benö-
tigt, denn nach den seit 2009 geltenden ge-
setzlichen Regeln bei Überweisungen und 
Lastschriften erfolgt kein Abgleich mehr 
zwischen Kontonummer und Kontoinhaber. 
Aber, Bankkunden müssen auf dem Scha-
den nicht sitzen bleiben. Sie können sich re-
lativ einfach gegen solche Betrügereien zur 
Wehr setzen. Eine Lastschrift kann nämlich 
im klassischen Einzugsermächtigungsver-
fahren innerhalb von 6 Wochen nach dem 
Zeitpunkt des auf die Abbuchung folgenden 
Rechnungsabschlusses per Widerruf kosten-
los zurückgeholt werden.

Wichtig daher: 
Regelmäßige Kontrolle der Kontoauszüge!

Das heißt: Bei einem quartalsmäßig durchge-
führten Abschluss durch die Bank, was bei pri-
vaten Girokonten die Regel ist, haben Bank-
kunden bis zu viereinhalb Monate Zeit zum 
Stornieren. Handelt es sich um eine innerhalb 
des europäischen SEPA-Systems ausgeführte 
Lastschrift, kann der Widerruf innerhalb von 
acht Wochen nach der Abbuchung erfolgen. 
Aber selbst nach Ablauf der Fristen muss 
das Geld nicht zwangsläufig verloren sein. 
Kann der geschädigte Bankkunde glaubhaft 
nachweisen, dass er dem Abbuchenden keine 
Einzugsermächtigung erteilt hat, besteht die 
Möglichkeit, das Geld noch bis zu 13 Monate 
nach der Abbuchung wieder zurückzuholen.

Hinweis: Kontrollieren Sie regelmäßig die 
Kontoauszüge und achten Sie dabei auch 
auf kleinere „krumme“ Beträge. Sollten Sie 
eine Abbuchung auf dem Kontoauszug ent-
decken, die unklar ist, fragen Sie sofort bei 
der Hausbank nach und für den Betrugsfall 
veranlassen Sie umgehend die Rückholung 
des Betrages.

Achtung bei unerwarteten 
Gutschriften

Für die Sicherung und erfolgreiche Weiterent-
wicklung des Wirtschaftsstandorts Deutsch-
land ist eine verlässliche und bezahlbare Ener-
gieversorgung die wesentliche Grundlage. 
Energiekosten werden nachhaltig durch einen 
sparsamen Umgang mit Energie, energieeffizi-
enter Gestaltung von Arbeitsprozessen sowie 
der Nutzung von regional verfügbaren Ener-
gieressourcen reduziert. 

Bei kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) machen die Ausgaben für Strom und 
Wärme oft drei bis zehn Prozent der Betriebs-
kosten aus. Aufgrund steigender Energiepreise 
ist eine Energieeffizienzberatung durch einen 
qualifizierten Energieberater unabdingbar, 
zumal dies nicht nur Kosten- sondern auch 
Wettbewerbsvorteile bringt. 

Die Energieberater 
zeigen Energieein-
sparpotenziale in Ih-
rem Betrieb auf und 
nennen Ihnen Maß-
nahmen zur Verbes-
serung der Energie-
effizienz. Außerdem 
berechnen Sie Ihnen 
Kosten und Amor-
tisationszeiten und 
geben Hinweise zu 
den Fördermöglich-
keiten.  Die größten 
Energieeinsparpo-
tenziale liegen dabei 
in der Beleuchtung, 
Abwärme, Heizung, 
Warmwasser und Druckluft. Bei richtiger Um-
setzung sind Einsparungen von insgesamt bis 
zu ca. 30.000 € möglich. 

Für kleine und mittlere Unternehmen wird 
die Bezuschussung einer fachkundigen, unab-
hängigen Energieberatung angeboten, welche 
in konkrete Vorschläge für wirtschaftlich sinn-
volle Energieeffizienzmaßnahmen mündet.  
Die Beratung besteht aus den zwei voneinan-
der unabhängig zu beantragenden Kompo-
nenten Initialberatung und Detailberatung. 

Bei der Initialberatung werden energetische 
Schwachstellen im Unternehmen identifiziert. 
Diese dauert maximal 2 Tage. Das maximal 
förderfähige Tageshonorar beträgt 800 €. Der 
Fördersatz kann bis zu 80 % des förderfähi-
gen Tageshonorars betragen, jedoch höchstens 
1.280 €.  Bei der Detailberatung wird eine ver-
tiefende Energieanalyse zur Erarbeitung eines 
konkreten Maßnahmenplans ausgearbeitet 
mit Angabe zu Kosten und Amortisation. Die 
Dauer der Detailberatung beträgt 10 Tage. Das 
maximal förderfähige Tageshonorar beträgt 
hier ebenfalls 800 €. Hier beträgt der Förder-
satz bis zu 60 % des maximal förderfähigen 
Tageshonorars, höchstens 4.800 €.

Energieeffizienz in kleinen 
und mittleren Unternehmen

Die Beratung für die Initialberatung muss in-
nerhalb von 12 Wochen ab Erteilung der Zu-
sage durch die KfW erfolgen, bei der Detailbe-
ratung innerhalb von 8 Wochen. 

Der Energieberater kann über die KfW-Be-
raterbörse unter „www.kfw.beraterboerse.de“ 
ausgewählt werden. Der Einsatz eines persön-
lich bekannten Energieberaters ist ebenfalls 
möglich. 

Die Antragstellung erfolgt über die Regional-
partner, dies sind die Industrie- und Handels-
kammern oder die Handwerkskammern. 

Eine weitere Förderung ist durch einen Inves-
titionskredit möglich.  Hier werden zum einen 
allgemeine Umweltschutzmaßnahmen wie  z. B. 
im Bereich von Luft, Wasser, Lärmvermei-

dung, Abfall oder Abwasser sowie eine effi-
ziente Energieversorgung und –verwendung 
(ohne erneuerbare Energien) gefördert.  Eine 
weitere Förderung ist im Bereich der Energie-
effizienzmaßnahmen von KMU möglich. Dies 
betrifft zum Beispiel die Bereiche Haus- und 
Energietechnik, Prozesskälte und –wärme 
oder Mess-, Regel- und Steuerungstechnik.  
Hier beträgt der Finanzierungsanteil bis zu 
100% der förderfähigen Investitionskosten, 
der Kreditbetrag für Energieeffizienzmaßnah-
men in KMU darf 10 Mio. € pro Vorhaben 
nicht überschreiten. Für allgemeine Umwelt-
schutzmaßnahmen liegt der Regelhöchstbe-
trag bei 2 Mio. € pro Vorhaben. 

Die Antragstellung erfolgt immer über die 
Hausbank und vor der Investition. 

Autor: Dirk Schmidt, Gebäudeenergieberater 
des Handwerks, Installateur- u. Heizungsbau-
ermeister, Bellingen

Für weitere Fragen steht Ihnen der Autor  
gerne unter der Rufnummer 02663-9680141  
oder unter folgender E-Mail:	  
info@gebaeudeenergieberatung-schmidt.de	
zur Verfügung. 

KfW-Unternehmerkredit
Neue Finanzierungsmöglichkeiten für eta-
blierte Unternehmen Die neuen KfW-Kre-
ditprogramme ermöglichen Handwerksbe-
trieben jetzt, ihre Finanzierung flexibler zu 
gestalten. Seit April ist der KfW-Unterneh-
merkredit noch besser auf die Bedürfnisse der 
Unternehmen, die mindestens drei Jahre am 
Markt sind, abgestimmt. Weitere  Infos unter 
www.kfw.de

pixelio.de
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Ferienbeschäftigung von Schülern und Studenten
Arbeits- und sozialrechtliche Hinweise

Die Ferienzeit steht an, viele Betriebe stocken  
die Stammbelegschaft mit Schülern oder Stu-
denten als Aushilfskräften auf. Da diese „Jobs“ 
arbeitsrechtlich vollwertige Arbeitsverhältnis
se sind, müssen einige Tücken beachtet wer-
den. Sonst droht z. B. ein Langzeitstudent bis 
zur Verrentung im Betrieb zu bleiben! Nach-
stehend geben wir eine Zusammenstellung 
der wesentlichen arbeits-, sozialversicherungs- 
und steuerrechtlichen Bestimmungen, die 
bei der Beschäftigung von Schülern und Stu-
denten  als Aushilfskräfte in der Ferienzeit zu 
beachten sind.

Schüler, die noch nicht 15 Jahre alt sind (Kin-
der) oder die noch der Vollzeitschulpflicht 
(ab Schuleintritt 9 Jahre) unterliegen, dürfen 
nicht beschäftigt werden. Die geringfügigen 
Ausnahmen im Jugendarbeitsschutzgesetz so-
wie der Kinderarbeitsschutzverordnung vom 
23.06.1998 (BGBl.1 Nr. 38 vom 26.06. 1998, 
S. 1508; kann bei den Verbandsgeschäftsstel-
len angefordert werden) sind in Baubetrieben 
kaum von Bedeutung.

Vollzeitschulpflichtige Jugendliche (15- bis 
unter 18-jährige) dürfen während der Schul-
ferien für höchstens 4 Wochen im Kalender-
jahr beschäftigt werden. Im übrigen gelten für 
Schüler und Studenten, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, die Bestimmun-
gen des Jugendarbeitsschutzgesetzes. Der 
Arbeitgeber hat demzufolge die dort aufge-
zeigten Grenzen und Verpflichtungen zu be-
achten, insbesondere zum Beispiel die tägliche 
Höchstarbeitszeit von 8 Stunden, das Nacht- 
sowie Samstag- und Sonntagsarbeitsverbot, 
die wöchentliche Höchstarbeitszeit von 40 
Stunden, die entsprechenden Ruhepausen, das 
Verbot der Akkord- und Fließbandarbeit so-
wie die Belehrung über Unfall- und Gesund-
heitsgefahren. Die Verpflichtung zur vorheri-
gen ärztlichen Untersuchung entfällt, wenn es 
sich um eine nur geringfügige oder eine nicht 
länger als zwei Monate dauernde Beschäfti-
gung mit leichten Arbeiten, von denen keine 
gesundheitlichen Nachteile für die Jugendli-
chen zu befürchten sind, handelt.

Sozialversicherung – Schüler

Schüler allgemein bildender Schulen, die eine 
entgeltliche Beschäftigung in den Ferien aus-
üben, sind bezüglich der Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung wie Arbeitnehmer zu be-
handeln und danach als Beschäftige grundsätz-
lich versicherungspflichtig (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB 

V, § 20 Abs. 1 SGB XI, § 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI).

Es besteht in diesen Versicherungszweigen je-
doch keine Versicherungspflicht, wenn es sich 
um eine geringfügige Beschäftigung gemäß § 
8 Abs. 1 SGB IV handelt. Wird durch den Fe-
rienjob die jährliche Zeitgrenze der kurzfris-
tigen Beschäftigung (2 Monate, wenn die Be-
schäftigung an mindestens fünf Tagen in der 
Woche ausgeübt wird / 50 Arbeitstage, wenn 
die wöchentliche Beschäftigungszeit nicht 
mindestens fünf Tage beträgt) nicht über-
schritten, besteht deshalb grundsätzlich Ver-
sicherungsfreiheit in Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung.

Versicherungspflicht tritt jedoch trotz Unter-
schreitens der Zeitgrenze ein, wenn die Be-
schäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und 
ihr Entgelt 400 € im Monat übersteigt. Berufs-
mäßigkeit ist insbesondere bei Schulentlasse-
nen anzunehmen, die bis zur ersten Aufnahme 
einer Dauerbeschäftigung oder eines Ausbil-
dungsverhältnisses eine befristete Beschäfti-
gung ausüben. Versicherungsfreiheit wegen 
kurzfristiger Beschäftigung ist in diesen Fällen 
daher nicht gegeben.

Verdient der Schulentlassene jedoch nicht 
mehr als 400 € im Monat, ist Versicherungs-
freiheit wegen geringfügiger Entlohnung gege-
ben. Wegen ihres Gelegenheitscharakters nicht 
berufsmäßig und daher als versicherungsfreie 
kurzfristige Beschäftigung möglich, ist die be-
fristete Beschäftigung eines Abiturienten, der 
bis zum mutmaßlichen Studienbeginn erst-
mals eine befristete Beschäftigung aufnimmt. 
In der Arbeitslosenversicherung sind Schüler 
allgemein bildender Schulen, die eine Beschäf-
tigung aufnehmen, versicherungsfrei gemäß § 
27 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 SGB III. Dies gilt jedoch 
nicht, wenn der Schüler eine schulische Ein-
richtung besucht, die der Fortbildung außer-
halb der üblichen Arbeitszeiten dient, z.B. eine 
Abendschule.

Sozialversicherung – Studenten

Studenten, die ausschließlich während der Se-
mesterferien eine Beschäftigung aufnehmen, 
sind unabhängig von der Höhe des Arbeits-
entgelts versicherungsfrei in der Kranken-, 
Pflege- und Arbeitslosenversicherung, § 6 Abs. 
1 Nr. 3 SGB V, § 20 Abs. 1 S. 1 SGB XI, § 27 
Abs. 4 S. 1 Nr. 2 SGB III, wenn sie als ordent-
lich Studierende an einer Hochschule oder 
Universität eingeschrieben sind, sogenanntes 
„Werkstudentenprivileg“.

Hat der Student jedoch vor Aufnahme der 
Beschäftigung in den Semesterferien bereits 
Beschäftigungen ausgeübt, und hat er dabei 
wöchentliche Arbeitszeiten von mehr als 20 
Stunden geleistet, muss festgestellt werden, ob 
er innerhalb eines Jahres – zurückgerechnet 
vom voraussichtlichen Ende der zu beurtei-
lenden Beschäftigung – mehr als 26 Wochen 
(182 Kalendertage) Beschäftigungen mit einer 

Meldeverfahren:

Da geringfügig Beschäftigte in das allgemei-
ne Meldeverfahren einbezogen worden sind, 
sind Meldungen für in den Schul- bzw. Se-
mesterferien geringfügig beschäftigte Schü-
ler und Studenten bei der Knappschaft Bahn 
See zu erstatten. Es gelten die allgemeinen 
Fristen von sechs Wochen für die An- und 
sechs Wochen für die Abmeldung. Die Wirt-
schaftsbereiche, die der Sofortmeldung un-
terliegen, haben die Pflicht, eine Sofortmel-
dung vor Beginn der Beschäftigung direkt 
an die Datenstelle der Rentenversicherung 
(DSRV) abzugeben. Es handelt sich um eine 
zusätzliche Meldung.

In der gesetzlichen Unfallversicherung 
sind Studenten und Schüler anzumelden 
und damit stets versichert. Lohnsteuer ist 
von dem Arbeitsentgelt der Studenten und 
Schüler entsprechend den Angaben der 
Lohnsteuertabelle abzuführen, sofern nicht 
bei geringfügig Beschäftigten die Lohn-
steuer pauschaliert wird. Bei Krankheit ist 
Lohnfortzahlung zu gewähren gemäß dem 
Entgeltfortzahlungsgesetz. Danach besteht 
nur in den ersten vier Wochen eines Arbeits-
verhältnisses kein Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung.

Die an Schüler und Studenten (außer Prak-
tikanten, die im Zuge ihrer Ausbildung eine 
praktische Tätigkeit nachweisen müssen und 
für die eine freie Vereinbarung über das Ent-
gelt vorliegt) gezahlten Löhne unterliegen 
der Beitragspflicht zu den Sozialkassen des 
Baugewerbes und zur Winterbauumlage. 
Urlaubsanspruch erwerben Schüler und 
Studenten wie auch die übrigen Arbeit-
nehmer entsprechend den tariflichen und 
gesetzlichen Bestimmungen (insbesondere 
BRTV und gegebenenfalls Jugendarbeits-
schutzgesetz).

Aushelfende Schüler und Studenten, gleich 
ob sie eine gewerbliche oder Angestellten-
tätigkeit ausüben, haben auch Anspruch 
auf Bezahlung der regelmäßigen Arbeits-
zeit, die infolge eines Feiertages ausfällt. Für 
volljährige Schüler und Studenten, die als 
gewerbliche Arbeitnehmer beschäftigt wer-
den, gilt der Tarifvertrag zur Regelung des 
Mindestlohnes im Baugewerbe.

wöchentlichen Arbeitszeit von mehr als 20 
Stunden ausgeübt hat. Ist dies der Fall, ist er als 
Arbeitnehmer von Beginn der zu beurteilen-
den Beschäftigung an versicherungspflichtig. 
In der Rentenversicherung ist der Student nur 
dann nach den allgemeinen Regeln versiche-
rungsfrei, wenn die Beschäftigung geringfügig 
gemäß § 8 SGB IV (§ 5 Abs. 2 SGB VI) ist. Mit-
hin ist der Student versicherungsfrei, wenn er
•	 monatlich nicht mehr als 400 € verdient, 
oder
•	 die Beschäftigung innerhalb eines Jahres für 

nicht länger als zwei Monate oder 50 Ar-
beitstage begrenzt ausübt.
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Aushilfsarbeitsvertrag für Schüler/Schülerinnen
Zwischen der Firma
– im Folgenden „Arbeitgeber” genannt –

und

Herrn/Frau

– im Folgenden „Arbeitnehmer” genannt – (falls der Arbeitnehmer noch nicht volljährig ist, hier die Erziehungsberechtigten mit ein-
tragen) wird folgender befristeter Arbeitsvertrag geschlossen.

1. Beginn und Tätigkeit eines befristeten Arbeitsverhältnisses mit Sachgrund „Ferien-/Freizeit-Aushilfstätigkeit”.

Der Arbeitnehmer wird befristet eingestellt ab	          		  bis zum					   

als	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	            (Tätigkeitsbeschreibung)

Der Arbeitgeber kann dem Arbeitnehmer auch andere Aufgaben im Unternehmen übertragen, die seinen Fähigkeiten entsprechen, 
oder seinen Arbeitsort und -platz verlegen, soweit dies zumutbar ist.

2. Bezüge und Arbeitszeit. Der Arbeitnehmer erhält als Vergütung brutto	      	      Euro Stundenlohn* /                 Euro Monats* 
(Wochen-)*gehalt. Die Arbeitszeit beträgt täglich*/ wöchentlich*/ monatlich*	                   Stunden. Beginn und Ende der täglichen 
Arbeitszeit und der Pausen wird einvernehmlich zwischen den Vertragspartnern festgelegt. Im Übrigen richtet sich die Arbeitszeit 
nach den betrieblichen Erfordernissen im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.

3. Entgeltfortzahlung und Urlaub. Der Arbeitnehmer hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen für die Dauer der Aushilfstä-
tigkeit Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Ab einer Beschäftigungsdauer von mindestens einem Monat entsteht ein Urlaubsanspruch 
nach dem Bundesurlaubsgesetz. Für jeden vollen Beschäftigungsmonat wird ein Zwölftel des Jahresurlaubs gewährt. Die Lage und 
Verteilung des Urlaubs wird dabei einvernehmlich zwischen den Vertragspartnern festgelegt. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Urlaubsbestimmungen

4. Kündigung. Dieser Arbeitsvertrag endet zu dem unter 1. angegebenen Datum, ohne daß es einer Kündigung bedarf. Ansonsten 
kann dieser Arbeitsvertrag beiderseits unter Anwendung der gesetzlichen Kündigungsfristen nur schriftlich gekündigt werden. So-
weit die Voraussetzungen des § 622 Abs. 5 Nr. 1 BGB vorliegen, kann das Arbeitsverhältnis von beiden Vertragsparteien mit einer 
Frist von 3 Tagen gekündigt werden. Für eine fristlose Kündigung aus wichtigem Grund gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

5. Ausschlussfrist. Alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb von 3 Monaten nach Fälligkeit 
schriftlich gegenüber dem Vertragspartner geltend gemacht worden sind. Wird der Anspruch abgelehnt oder äußert sich die andere 
Vertragspartei nicht innerhalb von 4 Wochen nach Geltendmachung des Anspruches, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb von 
2 Monaten nach der Ablehnung oder dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird. Das gilt nicht für Ansprüche aus unerlaubten 
Handlungen.

6. Beiträge zur Sozialversicherung. Werden die sozialversicherungsfreien Einkommensgrenzen überschritten oder handelt es sich 
um ein geringfügiges Arbeitsverhältnis, zahlt der Arbeitgeber, sofern die Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse und die Höhe der 
Entgeltzahlung die gesetzlich vorgegebenen Grenzwerte nicht überschreiten, die gesetzlich festgelegten Pauschalbeiträge zur Kran-
ken- und Rentenversicherung. Über eine weitere entgeltliche Nebentätigkeit/Aushilfstätigkeit hat der Arbeitnehmer den Arbeitgeber 
zu unterrichten, damit eine korrekte sozialversicherungs- und steuerrechtliche Beurteilung dieser Beschäftigung erfolgen kann. 
Unterläßt der Arbeitnehmer dies, haftet er für nachträglich zu zahlende Sozialversicherungsbeiträge.

7. Besteuerung. Wird die steuerfreie Einkommensgrenze überschritten und nichts anderes vereinbart, erfolgt bei geringfügigen 
Arbeitsverhältnissen die pauschale Versteuerung des Entgelts durch den Arbeitgeber. Soll eine pauschale Versteuerung durch den 
Arbeitgeber nicht vorgenommen werden, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber eine Lohnsteuerkarte vorzulegen. Die Versteuerung 
erfolgt dann auf der Grundlage der Lohnsteuerkarte. Im Rahmen des Lohnsteuerjahresausgleiches erfolgt ggf. eine Steuerrücker-
stattung.

8. Schriftformklausel und Schlussbestimmungen. Änderungen, Nebenabreden und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Schriftform; dies gilt auch für den Verzicht auf die Schriftform. Mündliche Vereinbarungen über die Aufhebung der 
Schriftform sind nichtig. Sind einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam, so wird hierdurch die Wirksamkeit des übrigen 
Vertrages nicht berührt. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle ihm bekannt gewordenen betriebsinternen Angelegenheiten, 
auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Stillschweigen zu bewahren. Der Arbeitnehmer hat alle Änderungen in den per-
sönlichen Verhältnissen, soweit sie für das Arbeitsverhältnis wichtig sind, ohne besondere Aufforderung sofort zu melden. Dies trifft 
besonders bei Wechsel der Wohnung/des Wohnortes oder des Familienstandes und der Aufnahme eines zusätzlichen Beschäfti-
gungsverhältnisses zu. Alle Gegenstände und Unterlagen hat der Arbeitnehmer spätestens bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
dem Arbeitgeber zurück zu geben. Ein Zurückbehaltungsrecht des Arbeitnehmers besteht nicht.

9. Weitere Vereinbarungen
O Keine			   O Nachstehend und ggf. Fortsetzung auf Beiblatt		  * nichtzutreffendes durchstreichen

Ort, Datum	 	 Arbeitnehmer	 	 ggf. Erziehungsberechtigte		 	 Unterschrift Arbeitgeber
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1. Persönliches Auftreten beim Einstellungsge-
spräch - erste Eindrücke

	 - Pünktliches Erscheinen?
	 - Haare gewaschen?
	 - Rasiert?
	 - Bekleidung und Schuhe ordentlich?
	 - Gepflegter oder ungepflegter Gesamtein-
		  druck?
	 - Angemessene Ausdrucksweise?
	 - Zustand des Autos (anschauen!)
	 - Geordnete Bewerbungsunterlagen?

2. Gründe für die Berufswahl
	 - Was waren die Gründe für die Wahl Ihres
		  Ausbildungsberufes?
	 - Würden Sie diesen Beruf heute noch 
		  einmal lernen?
	 - Wurden Sie nach der Lehre von Ihrem 
		  Ausbildungsbetrieb übernommen?
	 - Wenn nicht, warum nicht?
	 - Wenn ja, warum haben Sie später den
	 	 Ausbildungsbetrieb verlassen?

3. Kenntnisse und Fertigkeiten
	 - Welche Tätigkeit liegt Ihnen besonders?
	 - Was können Sie besonders gut?
	 - Was machen Sie nicht so gern?
	 - Mit welchen Maschinen haben Sie in der
		  Vergangenheit gearbeitet?
	 - Besteht Bereitschaft zur Ableistung von:
		  ü 	 Überstunden
		  ü 	 Wochenendarbeit
		  ü 	 Montageeinsatz

4. Weiterbildung und Perspektive
	 - Welche beruflichen Ziele haben Sie?
	 - Haben Sie in der Vergangenheit schon 
		  Fortbildungslehrgänge besucht? Wenn 
	 	 ja, welche?
	 - Besteht zukünftig weiter Bereitschaft zur
		  Fortbildung?
	 - Was tun Sie aktuell für Ihre Weiterbildung?

5. Fragen wegen der Wechselhintergründe
	 - Wie sind Sie auf die freie Stelle aufmerk-
		  sam geworden?
	 - Weshalb wollen Sie die Arbeitsstelle 
		  wechseln?
	 - Welche Arbeiten haben Sie zuletzt aus-
		  geführt?
	 - Was gefiel Ihnen bei dieser Arbeit und 
	 	 was gefiel Ihnen nicht?
	 - Was versprechen Sie sich von der bei
		  uns ausgeschriebenen Stelle?
	 - Üben Sie Neben- oder geringfügige Be-
		  schäftigungen aus? 

6. Unser Betrieb
	 - Haben Sie irgendwann schon einmal in 
		  unserem Betrieb oder einem Zweigbe-
		  trieb gearbeitet?
	 - Haben Sie schon Kenntnisse über unse-
	 	 ren Betrieb? Wenn ja, welche?
	 - Wenn nein - Betrieb erklären.
	 - Arbeiten Verwandte von Ihnen im Be-
	 	 trieb? Wenn ja, bitte nennen.
	 - Kennen Sie Beschäftigte aus unserem 
		  Betrieb?
	 - Haben Sie einen Überblick über die Tä-
		  tigkeit, die Sie auf dem zu besetzenden 
		  Arbeitsplatz erwartet?

7. Gesprächsabschluss

	 - Wie sind Ihre Einkommensvorstellungen?
	 - Welche Personen (Arbeitgeber) können 
		  Sie als Referenz nennen?

8. Weitere Fragen/Bemerkungen/Notizen:

_____________________________________________

____________________________________________

____________________________________________

____________________________________________

____________________________________________

____________________________________________

____________________________________________

____________________________________________

____________________________________________

Leitfaden zum Einstellungsgespräch
Denken Sie daran, dass viele Fragen, die Sie interessieren, nicht gestellt werden dürfen. 

Zum Abschluss sollten Sie dem Bewerber für das Ein-
stellungsgespräch danken und ggf. darauf hinweisen, 
dass weitere Bewerber zu einem Gespräch eingeladen 
sind und Sie sich die Entscheidung bis zum Abschluss 
aller Einstellungsgespräche vorbehalten.  
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Personalfragebogen

Name, Vorname: _______________________________________________________________________________
	 (bei Verheirateten auch Geburtsname)

Anschrift: ______________________________________________________________________________________

Telefon-Nr.: _____________________  Mobil: ___________________  E-Mail :_____________________________

Bankkonto-Nr.: __________________  bei __________________________________ BLZ: ___________________

Bei Minderjähringen: Gesetzlicher Vertreter: _______________________________________________________

Krankenkasse: ___________________________________________________  Mitglieds-Nr.: ________________

Name, Vorname des Ehegatten:  _________________________________________________________________

Sie/Er ist beruftstätig als: _________________________________________  Arbeitnehmer     Selbstständig

Im Haushalt lebende Kinder: (Fortsetzung ggf. auch Beiblatt)

Geburtsname; falls abweichend Vorname Alter in Jahren

Arbeiten Verwandte im Betrieb?  	   Nein 	  Ja - Wenn ja, wie ist der/deren Name?

________________________________________________________________________________________________

Bestehen Krankheiten, die die Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit beeinträchtigen	  Ja	  Nein

Haben Sie Vorstrafen, die für die vorgesehene Tätigkeit von Bedeutung sein könnten? 	  Ja	  Nein

Beziehen Sie Rente?	  Nein		  Ja - Wenn ja, welche? ____________________________________

Ihr Schulabschluss: 	  Hauptschule	  Mittlere Reife	  Abitur	  _________________________

Sie verfügen über eine abgeschlossene Berufsausbildung: 	  Nein	  Ja - Wenn ja, als:

_______________________________________________	 Abschlussprüfung bestanden am: ____________

Fremdsprachenkenntnisse in _____________________	  gering	  mittel	  recht gut

Haben Sie weitere Arbeitsverhältnisse? 	  Nein 	  Ja      Wenn ja, wie viele? __________________

Zu welchem Termin könnten Sie frühestens die Arbeit aufnehmen? ___________________________________

Weiterbildung: (Fortsetzung gff. auf Beiblatt)

Seminarthema Veranstalter Prüfung?  Ja/Nein/Datum

Bisherige Tätigkeiten: (Fortsetzung gff. auf Beiblatt)

von bis Art der Tätigkeit Arbeitgeber

Ich versichere, dass die vorstehenden Angaben vollständig sind und der Wahrheit entsprechen. Dieser Fragebogen ist 
Bestandteil des Arbeitsvertrages. Unvollständige oder unrichtige Antworten berechtigen zur Anfechtung des Arbeitsver-
trages und zur Kündigung und verpflichten zum Schadensersatz. 

Sonstiges: ______________________________________________________________________________________________

___________________________________	 ________________________________________________________________
Ort, Datum 	 	 Unterschrift Bewerber/in (Bei Minderjährigen: Unterschrift des gesetzl. Vertreters)



Seite 26	 Rhein-Westerwald	 Brennpunkt Handwerk 2/2011

DEUTSCHLANDS BESTE KAUTIONSVERSICHERUNG

Über 270.000 Bürgschaften pro Jahr, mehr als 5 Mrd. Euro Gesamtobligo – als führender Kautionsversicherer sorgt die VHV für die Liquidität
zehntausender Bauunternehmen und Handwerker und somit für deren finanzielle Absicherung. Denn viele Auftraggeber fordern heute von Bau-
unternehmen hohe Sicherheitseinbehalte – Liquiditätsengpässe sind häufig die Folge. Die einfache wie kostengünstige Lösung sind Bürgschaften der
VHV Kautionsversicherung. Damit geben Sie Ihren Kunden Sicherheit, entlasten Ihre Kreditlinie bei der Bank und schaffen sich finanzielle Freiräume
für weitere Projekte. Mehr Informationen erhalten Sie von Ihrer VHV Gebietsdirektion Koblenz, Schloßstrasse 9-11, Tel.: 0261.915 24-11,
Fax: 0261.915 24-24, www.vhv-bauexperten.de

40.000 UNTERNEHMEN DER BAUWIRT-
SCHAFT OHNE LIQUIDITÄTSENGPÄSSE

Unternehmen der Bauwirtschaft müssen 
heute akzeptieren, dass bei Bau-Aufträgen  
Sicherheitseinbehalte gefordert werden. Ein 
wachsendes Sicherheitsbedürfnis - sowohl der 
öffentlichen als auch der privaten Auftragge-
ber – hat dazu geführt, dass Aufträge ohne 
Vereinbarung eines Sicherheitseinbehaltes 
kaum noch vergeben werden.

Das heißt, der Auftraggeber behält einen be-
stimmten Prozentsatz, zwischen 3 % und 10 % 
der Auftragssumme bzw. der Schlussrech-
nung als Sicherheit ein. Zwar können diese 
Einbehalte meist in Form von Bürgschaften 
der Hausbank abgelöst werden, doch auch 
dann binden die geforderten Sicherheitsleis-
tungen große Teile des Kapitals, da sie ganz 
oder teilweise auf die Kreditlinie angerech-
net werden. Eine günstige Alternative bieten 
Spezialversicherer, wie die VHV. Der Vorteil: 
Bürgschaften vom Versicherer werden nicht 
auf die Kreditlinie bei der Bank angerechnet, 
das heißt, der Liquiditätsspielraum wird nicht 
eingeschränkt. Eine attraktive Alternative also, 
gerade in Zeiten, in denen die Kreditvergabe 
der Banken restriktiver wird. 

Es gibt eine Vielzahl an unterschiedlichen 
Bürgschaften, je nachdem, welche Leistung 
abgesichert werden soll. Am häufigsten wer-

VHV Bürgschaftsservice/Kautionsversicherung: 
Mehr Spielraum für die Kreditlinie und bis zu 75% Beitragseinsparung

den Vertragserfüllungs- und Mängelansprü-
chebürgschaften nachgefragt. Üblicherweise 
schließen Unternehmen einen Bürgschaftsrah-
men oder eine Bürgschaftslinie ab, um ihren  
Bürgschaftsbedarf zu decken. Bis zu einer 
Bürgschaftslinie von 100.000 € ist nur eine 
vereinfachte Bonitätsprüfung erforderlich. 
Abhängig von der Bonitätsprüfung fordert die 
VHV keine bzw. maximal 20 % Sicherheiten.

Eine kostenfreie komfortable Onlineverwal-
tung unter „www.buergschaftsportal.vhv.de“ 
macht das Beantragen und Verwalten der 
Bürgschaften für den Kunden flexibel, einfach 
und transparent. 

Mitglieder bestimmter Verbände können ih-
ren Bürgschaftsbedarf sehr kostengünstig 
abdecken. Die möglichen Beitragsersparnis-
se möchten wir exemplarisch an 2 Beispielen 
aufzeigen. Es wird unterstellt, dass bei der 
Hausbank ein Avalzins von 1,5% pro Jahr ver-
einbart ist und die Gewährleistungsbürgschaft 
über 5 Jahre läuft.

Bei einem Bürgschaftsbedarf von 15.000 € 
entstehen dem Unternehmer folgende Kosten: 
15.000 € x 1,5% = 225 € pro Jahr x 5 Jahre 
Laufzeit = 1.125 € (ohne evtl. Ausfertigungs- 
und Hebegebühren).

Über den Rahmenvertrag mit z.B. dem Bau-
gewerbeverband entstehen dem Mitglied für 
die o.g. Konstellation nur Kosten in Höhe von 
einmalig: 240 €!!!

Beitragsersparnis: 885,00 €!!!

Bei einem Bürgschaftsbedarf von 240.000 € 
entstehen dem Unternehmer folgende Kosten:

240.000 € x 1,5 % = 3.600 € pro Jahr x 5 Jahre 
Laufzeit = 18.000 € (ohne evtl. Ausfertigungs- 
und Hebegebühren).

Über den Rahmenvertrag mit z.B. dem Bau-
gewerbeverband entstehen dem Mitglied für 
die o.g. Konstellation nur Kosten in Höhe von 
einmalig: 5.400 €!!!

Beitragsersparnis: 12.600 €!!!

Mehr Informationen zum VHV Bürg-
schaftsservice und zur VHV Kautions-
versicherung erhalten Sie bei Ihrem VHV 
Experten  oder unter www.vhv.de
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zahlung, weil der Unfall in Ausübung seines 
Gewerbes als selbständiger Unternehmer 
geschah. Ein Arbeitnehmer ist nebenher als 
Kraftfahrer tätig, obwohl ihm das der Arbeit-
geber seiner Haupttätigkeit ausdrücklich ver-
boten hat. Infolge Übermüdung verursacht er 
einen Verkehrsunfall, bei dem er sich verletzt. 
Der Arbeitgeber der Haupttätigkeit ist nicht 
verpflichtet, dem Arbeitnehmer den Lohn 
für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit fortzu-
zahlen; dies einmal aus dem Gesichtspunkt 
eines evtl. selbständig ausgeübten Gewerbes, 
zum anderen bei abhängiger Beschäftigung 
aus dem Gesichtspunkt, dass der Arbeitgeber 
der Nebentätigkeit hierfür aufkommt. Das 
ausdrückliche Verbot der Kraftfahrertätigkeit 
kann mitentscheidend sein.

Zusammenfassung

Nebentätigkeit bzw. Nebenbeschäftigung 
ist für den Arbeitnehmer grundsätzlich zu-
lässig. Sie kann nur dann untersagt werden, 
wenn sie mit der beruflichen Stellung beim 
Arbeitgeber nicht im Einklang steht, etwa 
bei Führungskräften, wenn sie die Interes-
sen des Unternehmens belasten oder zu be-
lasten geeignet sind. Sie können aber auch 
wegen ihrer besonderen Gefährlichkeit oder 
Beeinträchtigung der Arbeitsleistung ver-
weigert werden. Soweit die Untersagung der 
Nebentätigkeit vertraglich oder tarifvertrag-
lich festgelegt ist, ist sie nur wirksam, soweit 
die Interessen des Arbeitgebers beeinträch-
tigt werden können. Der Arbeitgeber kann 
sich gegen die Beeinträchtigung seiner Inte-
ressen durch eine Abmahnung wehren und 
im Wiederholungsfall mit sofortiger Wir-
kung kündigen. Unabhängig davon sollte 
im Arbeitsvertrag vereinbart werden, dass 
der Arbeitnehmer vor Aufnahme einer Ne-
bentätigkeit dem Arbeitgeber Mitteilung zu 
machen hat.

Nebentätigkeit von Arbeitnehmern
Die Nebentätigkeit oder Nebenbeschäftigung 
spielt in der heutigen „Freizeitgesellschaft“ 
mit den verkürzten Arbeitszeiten eine zuneh-
mende Rolle, aber auch Kurzarbeit wird im-
mer häufiger für Nebentätigkeiten genutzt.

Unter Nebentätigkeit oder Nebenbeschäfti-
gung versteht man die Tätigkeiten, die ein 
Arbeitnehmer außerhalb seines Arbeitsver-
hältnisses aufnimmt, sei es auf der Grundlage 
eines Werk-, Dienst- oder Arbeitsvertrages, 
sei es in Form von sportlichen Betätigungen. 
Auch die Wahrnehmung von Ehrenämtern 
sind rechtlich als Nebentätigkeit anzusehen. 
Dieser Text soll Ihnen helfen, die arbeitsrecht-
liche Behandlung von Nebentätigkeiten ein-
schätzen zu können. Für weitergehende Fragen 
wenden Sie sich an die Geschäftsstelle der Kreis-
handwerkerschaft bzw. an einen arbeitsrechtlich 
versierten Rechtsanwalt.

Arbeitsvertrag und Nebenbeschäftigung

Der Arbeitnehmer stellt dem Arbeitgeber 
aufgrund des Arbeitsvertrags seine Arbeits-
kraft zur Verfügung. Während der geregelten 
Arbeitszeit hat sich der Arbeitnehmer für die 
Interessen des Arbeitgebers einzusetzen. In 
seiner Freizeit ist der Arbeitnehmer grund-
sätzlich frei und kann somit eine Neben-
beschäftigung annehmen. Diese Freiheit ist 
allerdings insoweit eingeschränkt, als durch 
die Nebentätigkeit erhebliche Beeinträchti-
gungen der Arbeitskraft des Arbeitnehmers 
zu erwarten sind, Wettbewerbsinteressen des 
Arbeitgebers berührt werden, Schwarzarbeit 
oder sonstige Verstöße gegen das Gesetz wie 
z.B. das Arbeitszeitgesetz vorliegen können, 
der Erholungszweck des Urlaubs beeinträch-
tigt oder der Heilungsprozess während einer 
Krankheit verzögert wird.

Mit dem Arbeitnehmer kann auch vertraglich 
vereinbart werden, dass er bei berechtigtem 
Interesse des Arbeitgebers jede Nebenbe-
schäftigung unterlässt. In diesem Fall hat der 
Arbeitgeber, auch wenn dies nicht ausdrück-
lich im Arbeitsvertrag vorgesehen ist, einen 
Anspruch auf Beendigung der Nebentätigkeit 
durch den Arbeitnehmer.

Beispiele:

Ein Arbeitnehmer kommt am Montag in stark 
angetrunkenem Zustand zur Frühschicht, weil 
er die Nacht durchgefeiert hat, oder arbeitet 
nach achtstündigem Arbeitstag für weitere 
sechs Stunden in einer Gaststätte, fährt mit ei-
genem Fahrzeug nach Dienstschluss Taxi oder 
erfüllt in seiner Freizeit Aufträge in eigener 
privater Werkstatt für ein Konkurrenzunter-
nehmen.

Die Möglichkeiten, die Einfluss auf das Ar-
beitsverhältnis ausüben können, sind vielfältig.

Rechtlich kann der Arbeitgeber die Neben-
tätigkeiten verbieten, wenn diese ein solches 
Ausmaß annehmen, dass der Arbeitnehmer 
seine Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis 
nicht mehr ordnungsgemäß erfüllen kann 

oder wenn er an der Unterlassung aus Wett-
bewerbsgründen ein berechtigtes Interesse 
hat oder wenn sie gegen gesetzliche Bestim-
mungen verstoßen.

Vielfach ist in Arbeitsverträgen oder Tarifver-
trägen das Recht, eine Nebentätigkeit aufzu-
nehmen, beschränkt oder aufgehoben. Wäh-
rend ein vertragliches Nebentätigkeitsverbot 
nur wirksam ist, wenn der Arbeitgeber ein 
berechtigtes Interesse daran hat, ist die tarif-
vertragliche Einschränkung der Nebentätig-
keit umstritten.  Vertragliche Nebentätigkeits-
beschränkungen oder auf Weisung beruhende 
Nebentätigkeitsverbote sind unwirksam, wenn 
der Arbeitgeber davon nicht berührt wird. 
Dies ist insbesondere bei der Freizeitgestal-
tung im weiteren Sinne der Fall. Hierzu gehört 
auch die Wahrnehmung von Ehrenämtern 
im Sport, Schule, karitativen oder religiösen 
Vereinigungen, in Parteien, Verbänden oder 
Vereinen.

Soweit die Nebentätigkeit bezahlt wird, ist zu 
prüfen, ob der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
unlautere Konkurrenz macht oder gegen ge-
setzliche Bestimmungen, wie Arbeitszeitgesetz 
oder das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit (SchwarzarbG) verstößt. In solchen Fäl-
len kann der Arbeitgeber nach vorheriger Ab-
mahnung das Arbeitsverhältnis mit sofortiger 
Wirkung kündigen. So z.B. wenn der Verstoß 
mit dem Verrat von Geschäftsgeheimnissen 
verbunden ist. (Tritt ein solcher Fall bei Ihnen 
ein, sollten Sie hierüber mit einem Rechtsan-
walt oder der Rechtsberatung der Kreishand-
werkerschaft sprechen, bevor Sie weiter han-
deln.)

Entgeltfortzahlung

In allen Fällen verbotener oder zu dulden-
der Nebentätigkeit stellt sich bei eintretenden 
Unfällen die Frage der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall. Fällt der Arbeitnehmer wegen 
Verletzung bei einer zulässigen Nebentätigkeit 
aus, so steht ihm je nach Einzelfall ein Entgelt-
fortzahlungsanspruch gegen seinen Arbeitgeber 
zu. Bei unzulässigen oder verbotenen Nebenbe-
schäftigungen entfällt ein Entgeltfortzahlungs-
anspruch des Arbeitnehmers.

Beispiele: 

Ein Arbeitnehmer hilft im Wege der Nach-
barschaftshilfe einem Bauern beim Äpfel-
pflücken, fällt vom Baum und bricht sich 
den Arm. Er hat Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung gegenüber seinem Arbeitgeber. Ein 
Schlosser hat an einem arbeitsfreien Samstag 
eine entgeltliche Nebentätigkeit angenom-
men. Er erleidet einen Arbeitsunfall. Er hat 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung sowohl 
gegen den Arbeitgeber seiner Haupttätigkeit 
als auch gegen den seiner Nebentätigkeit. Ein 
Arbeitnehmer betreibt nebenberuflich mit 
Billigung seines Arbeitgebers ein ordnungs-
gemäß angemeldetes Holzsägegewerbe, er 
verletzt sich dabei. Er hat gegen seinen Ar-
beitgeber keinen Anspruch auf Entgeltfort-
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„Als größter Krankenversiche-
rer im Land Rheinland-Pfalz 
betreut die AOK rund 720.000 
Mitglieder. Dazu kommen 
280.000 kostenfrei mitversi-
cherte Familienangehörige. So-

mit schenken knapp 1 Mio. Menschen der AOK 
ihr Vertrauen.

Mit einem Volumen von rund 2,7 Milliarden 
Euro verwaltet die AOK einen der größten öf-
fentlichen Haushalte in Rheinland-Pfalz und 
kommt dank solider Haushaltsplanung bereits 
im dritten Jahr ohne Zusatzbeitrag aus“, bestä-
tigt Thomas Schneider, Abteilungsleiter  „Fir-
menkundenservice“ bei der AOK Rheinland-
Pfalz.

„Für die AOK ist die persönliche Beratung und 
ein optimaler Service für die Versicherten die 
Grundlage ihrer Arbeit“, betont er. Spezialisten 
für Ernährung und Sport, Pflegefachkräfte und 
persönliche Krankengeldfallmanager beraten 

die Versicherten in ganz persönlichen Lebens-
situationen.

Neben einer breiten Palette an Kernleistungen 
bietet die AOK diverse Zusatzangebote, die 
den Versicherungsschutz bei der AOK attraktiv 
machen. Neben einem unvergleichlichen kos-
tenfreien Gesundheitsprogramm für die ganze 
Familie gibt es günstige Zusatzversicherungen 
für das Ausland und Zahnersatz, sowie lukrative 
Bonustarife. Außerhalb der kundenfreundli-

Service getestet
chen Öffnungszeiten in den Geschäftsstellen ist 
die AOK rund um die Uhr über das Servicetele-
fon 01801 171700 für 0,039 Euro/min aus dem 
deutschen Festnetz und max. 0,42 Euro/min 
aus dem Mobilfunknetz erreichbar. Die medizi-
nische Telefonhotline Clarimedis, sowie Unter-
stützung bei Behandlungsfehlern komplettieren 
das Leistungsfeld der AOK.

Andere über die AOK

Die AOK-Rheinland-Pfalz hat das TÜV-Siegel 
„Service tested - gut“ erhalten.  Vor allem die 
gute persönliche und telefonische Erreichbar-
keit der AOK-Geschäftsstellen und die Freund-
lichkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bewerteten die Befragten als außergewöhnlich 
gut. Das Siegel ist ein Zertifikat eines unabhän-
gigen Prüfinstituts, das den Verbrauchern be-
stätigt, dass sie in den 76 AOK-Geschäftsstellen 
und rund 500 Servicestellen in Rheinland-Pfalz 
bestens bedient werden.

Auch in diesem Jahr fand der Wirtschaftsemp-
fang im Kreis Altenkirchen großen Anklang. 
Mehrere Hundert Vertreter aus Handwerk, 
Wirtschaft und Politik nutzten die Gelegen-
heit, sich auszutauschen und Kontakte zu 
knüpfen. Gastgeber war die Möbelwerkstätte 
Gert Schumann GmbH aus Altenkirchen. Gert 
Schumann, Geschäftsführer des Unterneh-
mens, begrüßte die Gäste und freute sich mit 
den weiteren Veranstaltern, IHK, KHS RWW, 
Aktionskreis Altenkirchen e.V., Wirtschafts-
förderungsgesellschaft des Kreises Altenkir-
chen und Wirtschaftsjunioren Sieg – Wester-
wald e.V., dass so viele Besucher 
am Empfang teilnahmen. „Ge-
stalten und Bauen im Dialog“, so 
die Philosophie des Unterneh-
mens, das bereits im Jahre 1890 
gegründet wurde und somit auf 
eine lange Erfahrung im Bereich 
des Möbel- und Innenausbaus 
zurückblicken kann.

Durch die im Jahre 2005 ge-
gründete Schumann Project 
GmbH können zwischenzeitlich 
in Ergänzung zu den Bereichen 
Möbelbau und Innenarchitek-
tur sämtliche Gewerke aus einer 
Hand angeboten werden - von 
der Planung bis zur Bauleitung.

Gastredner der Veranstaltung 
war Reiner Meutsch, Initiator 
der Stiftung FLY & HELP. Mit 
seinem Thema „Bildung in Ent-
wicklungsländern – Basis für 
selbstbestimmtes Leben und 
wirtschaftlichen Aufbau“  be-
eindruckte er die anwesenden 

Wirtschaftsempfang im Kreis Altenkirchen bei 
Möbelwerkstätte Gert Schumann GmbH

Besucher. „Bildung für alle“, so die Maxime 
seiner Stiftung FLY & HELP, mit der Meutsch 
auf die weltweiten Defizite im Bereich der 
Schulbildung aufmerksam machen möchte. 

In vielen Regionen der Welt gehört eine ange-
messene Schulbildung immer noch nicht zu 
den Grundrechten. Da diese jedoch die Basis 
für ein eigenständiges und selbstbestimmtes 
Leben ist und auch den wirtschaftlichen Auf-
bau eines Landes mitbestimmt, baut Meutsch 
mit Hilfe seiner Stiftung Schulen in den Ent-
wicklungsländern und versucht damit, jungen 

Menschen zu einem soliden Fundament für 
ihr Leben zu verhelfen. Der enthusiastische 
und kurzweilige Vortrag des Referenten wur-
de mit einem lang anhaltenden Applaus der 
Gäste belohnt. Das Schlusswort sprach Hans 
Peter Vierschilling, Kreishandwerksmeister 
der Kreishandwerkerschaft RWW, der sich bei 
dem gastgebenden Unternehmen sowie den 
weiteren Veranstaltern bedankte. Bei einem 
Imbiss und kühlen Getränken hatten die Gäste 
nach dem offiziellen Teil ausreichend Gelegen-
heit, dass Gehörte zu vertiefen. 
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nicht im Betrieb. Offenbar hat sie zu diesem 
Zeitpunkt selbst nicht an ein unbefristetes Ar-
beitsverhältnis geglaubt.

Wichtiger Hinweis: 
Lassen Sie es nicht zu, dass auch nur ir-
gendeine Tätigkeit in Ihrem Unterneh-
men durch einen ehemaligen Auszubil-
denden verrichtet wird, wenn dieser die 
Abschlussprüfung bereits bestanden hat 
und nicht übernommen werden soll.

Sobald Sie davon Kenntnis erlangen, soll-
ten Sie handeln und die Arbeit untersa-
gen – am besten unter Anwesenheit eines 
Zeugen.

Vorsicht, auch nach Jahren 
müssen Sie unter Umständen noch 

 Überstunden bezahlen

Während das LAG Mainz in der Frage des Be-
schäftigungsverhältnisses der Vorinstanz Recht 
gab, drehte es eine andere strittige Frage aller-
dings zu Gunsten der Auszubildenden. Diese 
hatte nämlich die Bezahlung von Überstunden, 
welche während der ersten beiden Jahre der 
Ausbildung angefallen waren, gefordert. 

Das hatte das AG Trier noch abgelehnt 
(21.11.2006, Az. 3 Ca 1240/06). Vorgelegt 
hatte die Auszubildende ihren Ausbildungs-
nachweis, aus dem die Anzahl der geleisteten 
Überstunden (195,25) eindeutig hervorging. 
Dieser Ausbildungsnachweis war vom Ausbil-
der regelmäßig abgezeichnet worden.

Damit hat der Ausbilder – so das LAG im 
Gegensatz zur Vorinstanz  – die Anzahl der 
Überstunden bestätigt. Da diese damals nicht 
bezahlt wurden, wurde die Vergütung nach 
Beendigung der Berufsausbildung inklusive 
Verzinsung und Mehrarbeitszuschlag fällig. 
Basis für die Berechnung sei der während der 
Ausbildung gezahlte Stundensatz.

Doppelte Vorsicht beim Abzeichnen 
der Ausbildungsnachweise

Dieses Urteil ist für Sie in seiner Wirkung nicht 
zu unterschätzen. In der Praxis werden Ausbil-
dungsnachweise häufig nebenbei unterzeich-
net und nur quergelesen. Das ist ohnehin mit 
Risiken verbunden – schließlich müssen ja alle 
Lernziele eines Ausbildungsabschnitts erreicht 
und das muss auch dokumentiert werden.

Ist zusätzlich noch die Ausbildungszeit in den 
Nachweis aufgenommen, so ist doppelte Vor-
sicht geboten. Prüfen Sie daher in diesem Fall 
jeweils auch, ob die tatsächlich dokumentierte 
Ausbildungszeit mit der im Ausbildungsver-
trag/Tarifvertrag verankerten Zeit überein-
stimmt. 

Das ist insbesondere von Bedeutung, wenn es 
sich bei dem Auszubildenden um einen Ju-
gendlichen handelt, für den besonders strenge 
Arbeitszeitregeln gelten.

Simon – die linke Hand des Handwerks

Es gibt immer wieder Streitigkeiten zwischen 
Auszubildenden und Ausbildenden, aus denen 
Sie besonders viel lernen können. Oftmals ist 
der Auslöser eine Nicht-Übernahme am Ende 
der Ausbildung. Denn dann fallen die Hem-
mungen, eine Klage durchzuziehen. Im vor-
liegenden Fall ging es um eine Auszubildende 
zur Rollladen- und Jalousiebauerin. Das Aus-
bildungsverhältnis bestand seit dem 15.9.2003 
und endete mit Bestehen der Abschlussprü-
fung am 13.7.2006. Strittig waren letztlich die 
Frage der Übernahme und die Überstunden-
vergütung während der Ausbildung.

Neue Anhaltspunkte für Sie,  
damit ein Arbeitsverhältnis nicht  
„aus Versehen” begründet wird 

Der letzte Tag der Abschlussprüfung, der 
13.7.2006, war ein Donnerstag. Nachdem die 
Auszubildende vom Prüfungsergebnis erfah-
ren hatte, kam sie nicht noch einmal in den 
Betrieb. Allerdings tauchte sie am kommen-
den Montag, dem 17.7.2006, wieder pünktlich 
im Ausbildungsunternehmen auf. 

Nach ihren Angaben erhielt sie von ihrem Aus
bilder – gleichzeitig Gesellschafter des Ausbil-
dungsunternehmens – den Auftrag, den Hof 
zu reinigen. Zudem sollte sie Tische und Bänke 
aufbauen und für Sonnenschutz sorgen, denn 
der „Auftraggeber” wollte am späten Nachmit-
tag seinen Geburtstag dort feiern. Der Ausbil-
der selbst widersprach dieser Aussage vor Ge-
richt und gab an, den Auftrag zur Reinigung 
des Hofs schon vor Monaten gegeben zu haben.
Am Dienstag erschien die ehemalige Auszu-
bildende nicht zur Arbeit, am Mittwoch, dem 
19.7.2006, war sie wieder anwesend. An die-
sem Tag wurde ihr gegen 9.00 Uhr mitgeteilt, 
dass sie nicht übernommen werde.

Die Beweislast liegt bei 
der Auszubildenden

Nach Ansicht der Auszubildenden ist nach 
§ 24 Berufsbildungsgesetz (BBiG) ein unbe-
fristeter Arbeitsvertrag zu Stande gekommen. 
Das ist immer dann der Fall, wenn Auszu-
bildende im Anschluss an die Ausbildung be-
schäftigt werden, auch wenn ein Arbeitsver-
hältnis nicht ausdrücklich oder schriftlich 
vereinbart worden ist.

Das LAG Mainz sah die Voraussetzungen des 
Gesetzestextes hier nicht gegeben und gab 
dem Ausbildungsbetrieb Recht (10.5.2007,  
2 Sa 32/07). § 24 BBiG setze nämlich voraus, 
dass die Arbeit im Auftrag und mit Wissen des 
Ausbildenden durchgeführt wird. 

Dass diese Voraussetzungen erfüllt sind, dafür 
liegt die Beweislast beim Kläger, in diesem Fall 
bei der Auszubildenden. Letztlich stand hier 
allerdings Aussage (Ausbilder: Auftrag wurde 
vor Monaten erteilt) gegen Aussage (Azubi: 
Auftrag wurde am 17.7. erteilt), so dass der Be-
weis durch sie nicht erbracht werden konnte. 
Es war somit kein unbefristetes Arbeitsverhält-
nis zu Stande gekommen.

Auszubildende erscheint erst am 
übernächsten Arbeitstag

Noch ein weiterer Aspekt hätte die Klage der 
Auszubildenden zum Scheitern gebracht: Da-
mit § 24 BBiG anwendbar wird, ist es nämlich 
erforderlich, dass der Azubi bereits am ersten 
Arbeitstag nach der Prüfung im Betrieb er-
scheint und arbeitet.

Das war hier allerdings nicht der Fall. Die Prü-
fung war am Donnerstag, und gearbeitet hat 
die ehemalige Auszubildende erst wieder am 
Montag. Zudem war sie am Dienstag erneut 

Achtung! Unbeabsichtigte Arbeitsverhältnisse 
nach Ausbildungsabschluss

Mit einer neuen Filmreihe unter dem Motto 
„Simon – die linke Hand des Handwerks“ 
setzt das deutsche Handwerk seine am 
16.01.2010 gestartete Imagekampagne fort. 
Der TV-Star Simon Gosejohann räumt in 
diesen Filmen auf unterhaltsame Weise mit 
Klischees auf und wirft ein vollkommen 
neues Licht auf die Ausbildungsberufe des 
Handwerks. Das Handwerk erhofft sich, 
dass die Filme für viele ein Anstoß sind, sich 
intensiver mit einem der über 130 Ausbil-
dungsberufe des Wirtschaftsbereichs ausein-
anderzusetzen. In der ersten Staffel besucht 
Simon einen Fotografen, einen Bäcker, einen 
Orthopädiemechaniker, einen Elektroni-
ker und einen Feinwerkmechaniker.  Sei-
ne Filmpartner sind echte Auszubildende, 
Gesellen und Meister, die ihm zeigen, wie 
anspruchsvoll und vielfältig das Handwerk 
ist. Alle Episoden von „ Simon – die lin-
ke Hand des Handwerks“ finden Sie unter  
www.handwerk.de.   
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Geldwerte Vorteile auf einen BlickDaily 7-Tonner 
 Die clevere Alternative

Iveco macht´s mal wieder vor. Als einer der ersten Hersteller bietet Iveco  
mit dem neuen Daily 7 Tonner eine Nutzlast von bis zu 4,7 Tonnen im 
leichten Transporter-Segment. 

Das ist mehr als bei einem üblichen 7,5 Tonnen LKW! In Verbindung 
mit den PKW-typischen Fahreigenschaften sowie dem hohen Komfort-
niveau ist der Daily 7 Tonner die clevere Alternative für alle, die schwere 
Lasten transportieren möchten, aber trotzdem agil bleiben wollen – vor 
allem in der Stadt. So sparen Sie gegenüber einem herkömmlichen mit-
telschweren LKW nicht nur Geld, sondern haben auch den Vorteil einer 
hohen Nutzlast.

Dank seines stabilen Leiterrahmens und der speziellen Konstruktions-
merkmale erlaubt der Daily-7-Tonner nahezu jeden Aufbau für unbe-
grenzte Einsatzmöglichkeiten im professionellen Transportbusiness.

WWW.HANDWERK.DE

Das Handwerk hat viel von der Natur gelernt.Wie man aber
Hightech-Endoskope oder einen Biomasse-Warmluft-
erzeuger baut, haben wir uns selbst beigebracht. So werden
jedes Jahr über 150.000 Innovationen in deutschen Hand-
werksbetrieben entwickelt. Sich ständig zu verbessern, liegt
eben nicht nur in der Natur der Natur.

Offizieller Partner
der Evolution.

Beim Ausfüllen von Überweisungsaufträgen 
schleicht sich schnell einmal ein Zahlendreher 
bei der Empfänger-Kontonummer ein. Da seit 
Anfang November 2009 die Geldinstitute die 
Kontonummer nicht mehr mit dem Namen 
des Empfängers abgleichen müssen, ist also da-
von auszugehen, dass der Überweisungsbetrag 
auch auf einem falschen Empfängerkonto gut-
geschrieben wird. Durch eine neue rechtliche 
Regelung haben Kunden gegenüber ihren Kre-
ditinstituten grundsätzlich keinen Anspruch 
mehr auf die Erstattung des fehlgeleiteten Gel-
des. Wird der Fehler sofort bemerkt, sollte der 
Bankkunde schnell reagieren und umgehend 
seine Hausbank informieren. Möglicherweise  
kann die Bank die Überweisung noch vor 
der Gutschrift des Betrages auf dem falschen 
Empfängerkonto stoppen und stornieren. Ein 
Rechtsanspruch hierauf besteht allerdings 
nicht. Bemerkt man den Fehler jedoch erst zu 
einem späteren Zeitpunkt, z.B. wenn der rich-
tige Empfänger den Betrag anmahnt, wird es 
schwierig und es muss unter Umständen eine 
zeitaufwendige Rückholaktion eingeleitet wer-
den. Dies vor allem deshalb, weil Geldinstitu-
te Namen und Anschrift ihrer Kunden ohne 

deren Zustimmung aus Datenschutzgründen 
grundsätzlich nicht weitergeben dürfen. Da 
der Auftraggeber der Überweisung Namen und 
Adresse des falschen Empfängers aber nicht 
kennt, bleibt nur eine Möglichkeit: Er schreibt 
die Bank des Empfängers direkt an, schildert 
den Fall und bittet die Bank, den Rückforde-
rungsbrief an den Kontoinhaber weiterzulei-
ten, damit dieser von sich aus eine Rücküber-
weisung veranlasst.

Kompliziert wird es jedoch, wenn der Empfän-
ger einfach nicht reagiert. Dann bleibt eigent-
lich nur noch der Weg zu einem Rechtsanwalt, 
um die Ansprüche durchzusetzen, denn letzt-
endlich hat der „Unbekannte“ sich ungerecht-
fertigt bereichert. 

Kann der Kunde jedoch noch nicht einmal 
Namen und Adresse des Empfängers ausfin-
dig machen, hat er schlechte Karten und muss 
möglicherweise das Geld komplett abschreiben.

Hinweis: Tätigen Sie keine Überweisung auf 
die Schnelle! Überprüfen Sie unbedingt bei je-
der Überweisung in Ruhe die Bankleitzahl und 
die Kontonummer des Empfängers sowie den 
Betrag, bevor sie den Auftrag losschicken.

Überweisung auf falsches Konto
– was ist zu tun?

Aufbewahrung digitaler 
Unterlagen bei Bargeschäften
Das Bundesfinanzministerium (BMF) weist in 
einem aktuellen Schreiben darauf hin, dass bei 
der Benutzung digitaler Registrierkassen oder 
Waagen mit digitaler Registrierkassenfunktion 
die digitalen Belege bei Bargeschäften aufge-
hoben werden müssen.

In dem Entwurf heißt es, dass es nicht reicht, 
wenn man bei digitalen Registrierkassen und 
Waagen mit Registrierkassenfunktion Papier-
Ausdrucke aufhebt. Alle steuerlich relevanten 
Einzeldaten müssten „unveränderbar und 
vollständig aufbewahrt werden“. Das gelte vor 
allem für Journal-, Auswertungs-, Program-
mier- und Stammdatenänderungsdaten, wenn 
eine vollständige Speicherung in dem Gerät 
unmöglich sei.

Eine Verdichtung dieser Daten ist nicht er-
laubt. Die Betriebe müssen die digitalen Un-
terlagen und die Strukturinformationen in ei-
nem auswertbaren Datenformat aufbewahren.

Außerdem sind die Betriebe verpflichtet, die 
genauen Einsatzorte und -zeiträume der ent-
sprechenden Geräte zu protokollieren und 
diese Protokolle ebenfalls aufzubewahren.

BMF-Schreiben von 26.11.2010,	   
Az.: IV A4-S 0316/08/10004-07

STURM
Altenkirchener Autozentrale Sturm GmbH

Kölner Str. 62-64 • 57610 Altenkirchen
Tel.: 02681 95800 • Fax: 02681 1329 • www.autozentrale-sturm.de
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Sparen beim  
Bezug von Handwerks

bedarf und Arbeitsschutz!
Durch ein Rahmenabkommen 
mit dem Handwerksausrüster 
Engelbert Strauss erhalten In
nungsmitglieder bei jedem Ein
kauf 3% Nachlass zusätzlich zum 
eventuell gewährten Skonto. Sie brauchen 
lediglich als eine erste Bestellnummer die – 
8900 – einzutragen, ganz wie bei einem regu-
lären Artikel. Eine besondere Kundennum-
mer benötigen Sie hierdurch nicht. Auch 
wenn Sie bereits Kunde sind, können Sie pro-
blemlos die günstigen Rahmenkonditionen 
nutzen, in dem Sie diese Nummer angeben. 

Einen Katalog der Firma Strauss erhalten Sie 
unter der Telefonnummer 0180/5776175; zu-
dem finden Sie das aktuelle Angebot im Inter-
net unter www.engelbert-strauss.de. 

Die Bestellnummer –  8900  – gilt auch für alle 
zukünftigen Kataloge und Bestellungen.  Tragen 
Sie die Bestellnummer bitte wie unten 
gezeigt ein. 

3%
5%Der Handwerker klingelt, der Kunde öffnet die 

Tür. Ein entscheidender Augenblick – für bei-
de Seiten. Denn der erste Eindruck bestimmt 
über Vertrauen, Kompetenz und Image. Aus-
schlaggebend ist in diesem Moment allein das 
äußere Erscheinungsbild: das freundliche Lä-
cheln, die Stimme, die Berufskleidung.

ITEX Gaebler – der Spezialist für textile Kom-
plettlösungen aus Montabaur bietet für jedes 
Gewerk die passende Berufs- und Innungs-
kleidung mit dem professionellen Rund-um-
Service der DBL (Deutsche Berufskleider Lea-
sing GmbH).

Die Service-Palette ist vielfältig. Sie reicht von 
der individuellen Beratung bei der Auswahl 
der Berufskleidung über die fachgerechte Pfle-
ge bis hin zu dem bewährten Hol- und Bring-
service. 

Von A wie Arbeitsschutz bis Z wie Zunftklei-
dung hat ITEX Gaebler für jeden Arbeitsbe-
reich die passende Kleidung. Speziell für das 
Handwerk bietet das Vertragswerk der DBL 
eine breite Auswahl an branchentypischer Ar-
beitskleidung. Die Mitglieder der Innungen 
der Kreishandwerkerschaft Rhein-Wester-

wald erhalten auf alle Dienstleistungen einen 
Handwerker-Rabatt in Höhe von 5%.

Claudia Hildebrand, Verkaufsberaterin, ist 
Ansprechpartnerin für die Mitglieder der 
Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald. 
Vereinbaren Sie einen unverbindlichen Bera-
tungstermin und lassen sich Ihr betriebsindi-
viduelles Service-Konzept unterbreiten.

Weitere Informationen erhalten Sie unter 
www.dbl-itex.de, bzw. direkt bei ITEX Gaeb-
ler, Telefon: 02602/9224-0.

Hier sparen Innungsmitglieder!
... und überzeugen schon auf den 1. Blick

Claudia  
Hildebrand

Mobil: 
0178/3475507

E-Mail:  
childebrand@dbl-
itex.de

Geldwerte Vorteile auf einen Blick

Immer wieder fallen Unternehmer auf falsche 
Steuerfahnder rein. Neu ist der Trick nicht, 
aber dennoch haben Betrüger regelmäßig Er-
folg damit. Erfahrungsgemäß geben sich die 
Betrüger als „Steuerfahnder“ oder als „Finanz-
beamte“ aus. Sie stehen plötzlich im Betrieb 
und fordern Akteneinsicht und Bargeld. 

Zuerst lassen sie sich die Personalpapiere 
und Gewerbeunterlagen zeigen und fordern 
dann von den Betroffenen die Aushändigung 
des Barvermögens, dass sie als angebliches 
Schwarzgeld oder als eine Art Sicherheit kas-
sieren. Den Unternehmern drohen sie mit 
sofortiger Festnahme und Schließung des Be-
triebes, wenn ihrer Aufforderung nicht Folge 
geleistet wird. 

Das kann Ihnen nicht passieren? 

Mit dieser Masche haben die Betrüger selbst 
bei „gestandenen“ Unternehmern Erfolg. Wie 
aber unterscheidet der Unternehmer die fal-
schen von den echten Fahndern? Einfach ist 
dies nicht, denn auch die echten Fahnder tre-
ten gar nicht so anders auf: keine Voranmel-
dung, Durchsuchung etc. Einen Unterschied 
gibt es jedoch: Die echten Fahnder ergreifen 
nicht die Flucht, wenn die Polizei kommt.

Steuerfahnder echt oder falsch?
Wie aber reagieren Sie richtig?

Bevor Sie die Polizei rufen, sollten Sie als erstes 
Ihren Steuerberater und Ihren Rechtsanwalt 
informieren. Beide sind in der Lage, zu be-
urteilen, ob es sich um einen echten Einsatz 
handelt oder nicht. Sollte es um ernsthafte An-
schuldigungen gehen, benötigen Sie auf jeden 
Fall die Hilfe Ihres Rechtsanwalts.

Droht der Fahnder mit Durchsuchung, so 
lassen Sie sich den Durchsuchungsbeschluss 
zeigen und notieren Sie Namen, Aktenzeichen 
und verantwortliche Behörde. Vertrauen Sie 
nicht auf scheinbare Behördenausweise. Sol-
che amtlich wirkenden Ausweise lassen sich 
leicht erstellen – daher sollte auch Ihr Rechts-
anwalt sich diese noch einmal zeigen lassen.

Machen Sie keine Aussagen 
ohne Rechtsbeistand!

Bei einem echten Einsatz müssten Sie Unter-
lagen aushändigen. Halten Sie schriftlich fest, 
was Sie übergeben und machen Sie, wenn 
möglich, hiervon Kopien. In keinem Fall soll-
ten Sie ohne Rechtsbeistand Bargeld aushändi-
gen, unabhängig davon, wie massiv man Ihnen 
droht. Sollte es sich nämlich um Betrüger han-
deln, ist das Geld futsch. Echte Fahnder wür-
den in dem Fall jedoch die Polizei dazu holen, 

um ihre Forderungen durchzusetzen.

Lassen Sie sich nicht irritieren, falls die Betrü-
ger mit Steuernachzahlung oder Sicherheits-
einbehalt für Steuerbeträge argumentieren: 
Steuerfahnder setzen Steuerbeträge nicht 
spontan bei so einem Einsatz fest. Dies ist Sa-
che der Finanzverwaltung. 
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Vertrags- und Baurecht

Baugeld bleibt zweckgebunden

Vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfGE) 
scheiterte die Beschwerde eines Bauunter-
nehmers gegen die Neufassung des Bauforde-
rungssicherungsgesetzes (BauFordSiG). Bau-
unternehmen dürfen weiterhin das für einen 
Auftrag gezahlte Baugeld nicht zur Finanzie-
rung eines anderen Projektes benutzen, son-
dern müssen das Geld zügig an die beteiligten 
Subunternehmer weitergeben. Wenn nicht, 
droht eine Strafe.

Der klagende Bauunternehmer sah sich durch 
die Regelung im BauFordSiG in seiner Be-
rufsfreiheit eingeschränkt, da das Gesetz den 
Empfänger von Baugeld verpflichtete, dieses 
nur zur Bezahlung solcher Personen zu ver-
wenden, die an der Herstellung des Baus betei-
ligt waren. Dies soll den Bauhandwerker und 
andere Baubeteiligte vor Forderungsausfällen 
insbesondere bei Insolvenz des Bauunterneh-
mers schützen.

Die Verfassungsrichter vertraten jedoch nicht 
die Ansicht des Beschwerdeführers. Laut Auf-
fassung der Richter darf angesichts des Volu-
mens, das die Forderungsausfälle in der Bau-
wirtschaft erreicht haben, und der teilweise 
existenziellen wirtschaftlichen Folgen, die 
sich hieraus insbesondere für Bauhandwerker 
ergeben, der Gesetzgeber solche Schutzmaß-
nahmen ergreifen, die die Berufsausübungs-
freiheit der Baugeldempfänger erheblich ein-
schränken.
BVerfGE, Beschluss vom 27.1.2011, 	  
Az.: 1 BvR 3222/09

 „Prüfungs- und Anzeigepflicht 
des Bauunternehmers“

Das Oberlandesgericht Hamm hat ent-
schieden, dass der Bauunternehmer gegen-
über dem Bauherren eine Prüfungs- bzw. 
Anzeigepflicht hinsichtlich der erkennba-
ren Mangelhaftigkeit der vom Vorunter-
nehmer erbrachten Leistungen hat. Dies 
gilt auch dann, wenn der Bauherr selbst die 
Vorleistungen in Eigenarbeit erbracht hat. 

Das Gericht hat ausgeführt, es sei aner-
kannt, dass dem Nachunternehmer gegen-
über dem Bauherren eine Prüfungs- und 
Anzeigepflicht hinsichtlich der Mangel-
haftigkeit vom Vorunternehmer erbrachter 
Leistungen treffen könne. 

Diese Grundsätze seien entsprechend auf 
die Eigenleistungen des Bauherren anzu-
wenden. Dies gelte insbesondere dann, 
wenn hiervon ein wichtiger Bauabschnitt 
betroffen sei, von dessen fachgerechter 
Ausführung das Gelingen des Gesamtbau-
werks entscheidend abhänge. Allerdings 
hafte der Bauunternehmer für die man-
gelhafte Eigenleistung des Bauherren nur 
dann, wenn die Mangelhaftigkeit für den 
Bauunternehmer erkennbar gewesen sei. 
OLG Hamm, Beschluss vom 12.1.2010,	   
Az.: 19 W 33/10, RA Ickenroth

Regiearbeiten - Vergütung von Fahrzeiten

Im Baugewerbe ist davon auszugehen, dass bei 
Werkleistungen die über einen längeren Zeit-
raum an einem Ort erbracht werden, Fahrt-
kosten der Mitarbeiter in den Stundensätzen 
enthalten sind, sofern keine abweichende Ver-
einbarung getroffen wurde.

Im entschiedenen Fall hatte ein Betrieb des 
Baugewerbes im Rahmen eines Einheitspreis-
vertrages bestimmte Leistungen im Stunden-
lohn vereinbart. Die Arbeiten erstreckten sich 
über einen längeren Zeitraum. Bei der Ab-
rechnung legte er die vereinbarten Regiesätze 
zu Grunde, verlangte jedoch für angefallene 
Fahrzeiten zwischen Betrieb und Baustelle 
eine gesonderte Vergütung. Der Auftraggeber 
verweigerte die Zahlung dieser Kosten, da im 
Vertrag nur Regiesätze ohne Erwähnung von 
Fahrzeiten vereinbart waren. Das Oberlandes-
gericht Hamm gab dem Auftraggeber Recht.

Ein Werkunternehmer ist grundsätzlich be-
rechtigt, auch die Erstattung der Kosten zu 
verlangen, die ihm entstehen, wenn Leistungs-
ort und Betriebsstätte auseinander liegen. Bei 
kleineren Werkleistungen, die in nur einigen 
Stunden erbracht werden, werden die Fahrt-
kosten entsprechend nach Stunden berechnet. 
Bei Werkleistungen, die über einen längeren 
Zeitraum an einem Ort erbracht werden, ist 
dagegen die stundenweise Berechnung die-
ser Kosten nach den Erfahrungen der Richter 
nicht allgemein üblich. Es ist in solchen Fällen 
davon auszugehen, sofern keine gesonderte 
Vereinbarung getroffen wurde, dass der Fahrt-
kostenaufwand bei der Kalkulation mit in die 
Stundensätze einbezogen wurde. OLG Hamm, 
Urteil vom 8.2.2011, Az.: 21 U 88/10

Allgemeine Geschäftsbedingungen unter 
Kaufleuten wirksam in einen 

Vertrag einbeziehen

Lieferanten verweisen gerade beim Kauf von 
Baumaterialien oder –teilen häufig auf ihre 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Reicht 
dieser Hinweis aus oder müssen die AGB bei-
gefügt werden?

Im entschiedenen Fall enthielt die Auftrags-
bestätigung eines Baustoffhändlers lediglich 
den Hinweis, dass seine Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen gelten. Diese waren nicht 
beigefügt. Der Käufer, ein Bauunternehmer, 
beachtete diesen Hinweis nicht und verlangte 
ebenfalls keine Einsicht in die AGB. Gegen die 
Kaufpreisforderung des Händlers wollte der 
Bauunternehmer mit einer, allerdings nicht 
unstreitigen Gegenforderung aufrechnen. Der 
Händler berief sich indes auf seine AGB, die 
eine Aufrechnung nur mit unstreitigen oder 
rechtskräftigen Forderungen zuließen. Der 
Bauunternehmer vertrat die Auffassung, dass 
diese Klausel nicht wirksam vereinbart sein.
Mit Urteil vom 11.11.2010 entschied das OLG 
Celle, dass die Aufrechnung des Bauunterneh-
mers unwirksam sei, da das seitens des Verkäu-
fers in seinen AGB geregelte Aufrechnungsver-
bot wirksam in den Vertrag einbezogen wurde. 

Das Gericht vertrat die Auffassung, dass im 
Verhältnis zwischen zwei Unternehmern für 
die Einbeziehung auch  die Übersendung 
einer Auftragsbestätigung mit Hinweis auf 
die zu Grunde liegenden AGB genüge, wenn 
diese Auftragsbestätigung widerspruchslos 
entgegengenommen wird. Unter Kaufleuten 
sei es ausreichend, dass der Vertragspartner 
des Verwenders von Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen zumindest die Möglichkeit der 
Kenntnisnahme habe. OLG Celle, Urteil vom 
11.11.2010, Az.: 11 U 133/10

Hemmung der Verjährung – Beendigung 
durch Einschlafen von Verhandlungen

Solange Vertragspartner über einen vom Auf-
traggeber behaupteten Anspruch aus dem 
Vertrag verhandeln, ist der Ablauf der Ver-
jährungsfrist gehemmt und zwar solange, bis 
einer der Vertragspartner die Fortsetzung der 
Verhandlungen verweigert.

Entschieden wurde folgender Fall: Ein Bau-
träger  verkaufte an den Käufer  eine Dop-
pelhaushälfte. Bevor die Gewährleistungsfrist 
abgelaufen war, rügte der Käufer Feuchtig-
keitsmängel. Der Bauträger gesand dem Käu-
fer diese zu. Aufgrund eines Rechtsstreits, den 
er mit der Rohbaufirma führte, vereinbarte er 
mit dem Käufer, dass  das Ende dieses Rechts-
streits abgewartet werden sollte. Daher ver-
zichtet der Bauträger gegenüber dem Käufer 
bis zum 2.12.2003 auf die Einrede der Verjäh-
rung.

Das Verfahren gegen die Rohbaufirma zog 
sich länger hin. Der Bauträger und der Käu-
fer führten mit jeweils erheblichen Pausen bis 
zum Jahr 2009 einige Gespräche. Im Wesent-
lichen ging es in den Gesprächen darum, dass 
der Rechtsstreit immer noch nicht beendet 
sei. Dennoch erhob der Bauträger später die 
Einrede der Verjährung mit der Begründung, 
dass die Verhandlungen aufgrund der langen 
Gesprächspausen eingeschlafen seien. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) vertrat diese 
Auffassung jedoch nicht. Der Begriff der Ver-
handlung in § 203 BGB sei bei einer Hemmung 
der Verjährung weit auszulegen. Hiernach ge-
nüge für ein Verhandeln jeder Meinungsaus-
tausch über den Schadensfall, sofern der Ver-
pflichtete nicht von vorne herein jeden Ersatz 
sofort und eindeutig ablehne.

Da im vorliegenden Fall jedoch der Bauträger 
immer wieder bis zum Jahr 2009 zu erken-
nen gegeben habe, dass er die Verhandlungen 
mit dem Käufer zumindest bis zum Ende des 
Rechtsstreits gegen die Rohbaufirma weiter-
führen wolle und der Käufer damit einverstan-
den war, sei von fortlaufenden Verhandlungen 
auszugehen. Die Tatsache, dass es längere Zeit-
räume gab, in denen der Bauträger mit dem 
Käufer keinen Kontakt hatte, ändere nichts 
daran, dass die Verhandlungen auch während 
dieser Gesprächspausen weder eingeschlafen 
noch gescheitert seien. BGH, Beschluss vom 
28.10.2010, Az.: VII ZR 82/09



IKK-Gesundheitsexperten helfen bei der
Rückkehr in den Beruf.

Betriebliches Wiedereingliederungsmanagement 

Wenn ein Beschäftigter innerhalb von zwölf Monaten insgesamt länger als sechs Wochen arbeitsunfähig krank-
geschrieben ist, sieht der Gesetzgeber ein systematisches Engagement des Arbeitgebers vor: Das Betriebliche 
Eingliederungsmanagement (BEM). Diese Maßnahme soll u.a. verhindern, dass der Mitarbeiter erneut arbeits-
unfähig wird. Dabei spielt es keine Rolle, ob eine oder mehrere verschiedene Erkrankungen die Arbeitsunfä-
higkeit verursacht haben.

Der Arbeitgeber ist gesetzlich dazu verpflichtet, sich aktiv für die Eingliederung von Mitarbeitern im Betrieb 
einzusetzen. Das Ziel ist, dass der Arbeitgeber aktiv dazu beiträgt, die Gesundheit des Mitarbeiters dauerhaft 
zu stärken.

Dabei gibt es keine festgeschriebene Vorgehensweise. Jede Arbeitsunfähigkeit eines Mitarbeiters sollte indivi-
duell behandelt werden. Die Gesundheitsexperten der IKK Südwest verfügen über das erforderliche Fachwissen 
und langjährige Erfahrung. Sie helfen dabei, Maßnahmen zur Eingliederung auszuwählen, zu organisieren 
und durchzuführen. In enger Zusammenarbeit mit Arbeitgebern und Mitarbeitern geben sie Tipps und stehen 
beratend zur Seite.

Weitere Informationen erhalten interessierte Arbeitgeber über die kostenfreie IKK Gesundheits-Hotline 
0800/0 119 000 an sieben Tagen in der Woche rund um die Uhr.

Ein Ziel,
das sich auszahlt!

Jetzt wechseln
und garantiert
keinen Zusatzbeitrag
zahlen!

Wechseln Sie jetzt: 0800/0 119 119
www.ikk-suedwest.de



5% HandwerkerrabattPartnerdes Hand-werks

Mietberufskleidung von DBL. Wir beschaffen, holen, bringen und pflegen Ihre
Berufskleidung. Individuell, pünktlich und zuverlässig. Testen Sie unser Angebot.
Rufen Sie an unter 02602/9224-0.

ITEX Gaebler-Industrie-Textilpflege GmbH & Co. KG
Elgendorfer Str. 51 | 56410 Montabaur
tel: 02602/9224-0 | fax: 02602/9224-10
info@dbl-itex.de | www.dbl-itex.de

Unseren Service können Sie
sehen. Ihr Team spürt ihn.
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